. 2⁰⁰ 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 32 Ausgegeben Danzig, den 1. Auguft 1924 


83 Die gemäß Artikel II des Geſetzes betr. eine außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung 
der künftigen Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche, vom 7. 6. 1921, Geſetzblatt Seite 61, gebildete 
Danziger Kirchenverſammlung, beſtehend aus den Mitgliedern der Vorſtände der Kreisſynoden des 
Gebietes der Freien Stadt Danzig, erweitert durch die ordnungsmäßig gewählten Vertreter des Zrei- 
staates Danzig zur Kirchenverſammlung und je einen Vertreter der Kirchengemeinden des Freiſtaats, hat 
. Tagung am 16. Juli 1924 in der Oberpfarrkirche zu St. Marien in Danzig einſtimmig folgendes 
chloſſen: 

Die Verſammlung erklärt ſich mit der Verfaſſungsurkunde der Evangeliſchen Kirche der 
altpreußiſchen Union, dem kirchlichen Gemeindewahlgeſetz, dem Kirchengeſetz betreffend die 
Wahl zur Provinzialſynode ſowie dem Einführungsgeſetz zur Verfaſſung der Evangeliſchen 
Kirche der altpreußiſchen Union, ſämtlich vom 29. September 1922, einverſtanden und bittet 
den Evangeliſchen Landeskirchenausſchuß, den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verfaſſung 
für das Gebiet der Freien Stadt Danzig auf den gleichen Termin, wie für das preußiſche 

Gebiet der Kirche feſtzuſetzen. a a 
Die Kirchenverſammlung ſtimmt dem ihr vorgelegten Entwurf einer Verordnung des 
Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſes zur Einführung der Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche 

der altpreußiſchen Union in der Freien Stadt Danzig zu. 

Hiernach wird eine Bekanntmachung des Zeitpunkts des Inkrafttretens der Verfaſſung und der 


e Geſetze ſeiner Zeit erfolgen. Die Geſetze und die Verordnung werden nachſtehend hiermit 
ündet. 
Danzig, den 18. Juli 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Verfaſſungsurkunde 
für die Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union. 


Getreu dem Erbe der Väter ſteht die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen Preußens 

Fl dem in der Heiligen Schrift gegebenen Evangelium von Jeſus Chriftus, dem Sohn des lebendigen 

60 es, dem für uns Gekreuzigten und Auferſtandenen, dem Herrn der Kirche, und erkennt die fortdauernde 

. ung ihrer Bekenntniſſe an: des Apoſtoliſchen und der anderen altkirchlichen, ferner der Augsburgiſchen 

wenſeſſion, der Apologie, der Schmalkaldiſchen Artikel und des Kleinen und Großen Katechismus Luthers 

en lutheriſchen Gemeinden, des Heidelberger Katechismus in den reformierten, ſowie der ſonſtigen 
ekenntniſſe, wo ſolche in Kraſt ftehen. 


— 


— 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 8. 1924.) 


* 


Das in diefen Bekenntniſſen bezeugte Evangelium ift die unantaſtbare Grundlage für die Lehre, 
Arbeit und Gemeinſchaft der Kirche. ' 

Die Kirche führt hinfort die Bezeichnung 

Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union. 

Für ihre äußere Ordnung gibt ſie ſich nachſtehende Verfaſſung. Bekenntnisſtand und Union in 
der Kirche, den Kirchenprovinzen und Gemeinden werden dadurch nicht berührt. Demgemäß ſteht den 
Gemeinden und ihren Gliedern wie bisher neben der allgemeinen Bezeichnung „evangeliſch“ auch das 
Recht auf Gebrauch der beſonderen Bezeichnung „evangeliſch-lutheriſch“, „evangeliſch-reformiert“ oder 
„evangeliſch-uniert“ zu. 

Einleitende Beſtimmungen. 
Artikel 1. 

Die Kirchengewalt ſteht ausſchließlich der Kirche zu. Die Kirche ordnet und verwaltet ihre 

Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geſetzes. 
Artikel 2. a 

Die Kirche, ihre Provinzial⸗ und Kreisſynodalverbände, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände 

ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 


Artikel 3. 

(1) Die Kirche iſt Mitglied des Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbundes und nimmt nach Maß— 
gabe der Verfaſſung dieſes Bundes an deſſen Aufgaben tätigen Anteil. 

(2) Sie tritt ferner ein für ein auf gegenſeitigem Vertrauen ruhendes Zuſammenwirken mit 
den Reformationskirchen außerhalb Deutſchlands, inſonderheit denen deutſcher Zunge, und iſt bereit, ſich 
mit anderen Kirchengemeinſchaften über gemeinſame chriſtliche Aufgaben zu verſtändigen. 


Erſter Abſchnitt. 
Kirchengemeinden. 
Artikel 4. 
(1) Die Kirche baut ſich aus der Gemeinde auf. { 
(2) Die Kirche ſoll auf allen Stufen ihres Aufbaues der Gemeinde dienen und die in dieſer 
lebendigen Kräfte des Glaubens, der Liebe und der Zucht zuſammenfaſſen. 

(3) Die Kirchengemeinde hat als Gemeinſchaft des Gottesdienſtes, der Seelſorge und der 
Liebestätigkeit entſprechend dem reformatoriſchen Grundſatze vom allgemeinen Prieſtertume der Gläubigen 
den Beruf, evangeliſchen Glauben und chriſtliches Leben zu wecken und zu pflegen. 

(4) Die Gemeinde hat an dem inneren und äußeren Aufbau der Kirche mitzuwirken und den 
Zuſammenhang mit ihr zu pflegen. 


Artikel 5. ’ 

(1) Die Gemeinden bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. 

(2) Über Neubildung, Veränderung, Aufhebung und Vereinigung von Gemeinden beſchließt nach 
Anhörung der Beteiligten, wenn dieſe einverſtanden ſind, das Konſiſtorium, andernfalls der Provinzial 
kirchenrat. 
(3) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, über welche die Beteiligten ſich nicht 
einigen, ſo entſcheidet der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz. Dagegen iſt innerhalb eines Monats 
Berufung an den Rechtsausſchuß der Kirche zuläſſig. 

f Artikel 6. 

(1) Mitglied der Gemeinde iſt jeder Evangeliſche, welcher der Kirche angehört und innerhalb 
des Gemeindebezirks (Kirchſpiels) ſeinen Wohnſitz hat, wenn nicht durch Geſetz oder Verordnung ſeine 
Zugehörigkeit zu einer anderen Gemeinde begründet iſt. 
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(2) Beim Wohnſitzwechſel eines Gemeindeglieds kann das Konſiſtorium in Ausnahmefällen den 
Verbleib in der bisherigen Gemeinde zulaſſen. Nähere Beſtimmungen hierfür trifft bis zur Regelung 
durch Kirchengeſetz der Kirchenſenat. 

(3) Für Orte mit mehreren Gemeinden kann durch Satzungen der beteiligten Gemeinden oder 
durch kirchliches Provinzialgeſetz Neuzuziehenden und innerhalb des Ortes Umziehenden das Recht ein— 
geräumt werden, in einer beſtimmten Friſt einer anderen Gemeinde des Ortes als der ihres Wohnſitzes 
beizutreten oder in der bisherigen Gemeinde des Ortes zu verbleiben. 


Artikel 7. 


(1) Die Gemeindeglieder haben Anteil an den kirchlichen Einrichtungen der Gemeinde und 
Anſpruch auf den Dienſt der Kirche. In ſprachlich gemiſchten Gebieten iſt der Darbietung des kirchlichen 
Dienſtes in der Mutterſprache der Gemeindeglieder beſondere Fürſorge zuzuwenden. 

(2) Die Gemeindeglieder ſollen einen chriſtlichen Lebenswandel führen, die Gnadenmittel der 
Kirche fleißig gebrauchen und zum Aufbau der Kirche und der Gemeinde nach beſtem Vermögen bei⸗ 
tragen. Sie find verpflichtet, die Gemeindeämter, insbeſondere die eines Alteſten und Gemeinde- 
verordneten zu übernehmen und gewiſſenhaft zu führen, die Ordnungen der Kirche zu beobachten und 
die kirchlichen Abgaben zu entrichten. 

Artikel 8. 

(1) Die Gemeinden verwalten ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſt. 

(2) Sie haben die kirchliche Verſorgung der Gemeindeglieder ſicher zu ſtellen und hierfür die 
erforderlichen Mittel aufzubringen. 

Artikel 9. 


Für Anſtaltsgemeinden und für andere Gemeinden, deren Mitgliedſchaft an beſondere Voraus- 
ſetzungen geknüpft iſt, werden etwa erforderliche Ordnungen bis zu anderer Regelung durch Kirchengeſetz 
vom Kirchenſenat oder von den durch ihn dazu ermächtigten Stellen feſtgeſetzt. 


I. Gemeindekörperſchaften. 
Artikel 10. 


Die Selbſtverwaltung der Gemeinde wird durch den Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) 
und die Gemeindevertretung ausgeübt. 
Artikel 11. 


(1) Mitglieder des Gemeindekirchenrats ſind 
1. die in einem dauernd errichteten Pfarramte der Gemeinde feſtangeſtellten oder mit der 
Verwaltung eines ſolchen Amtes vorübergehend betrauten Geiſtlichen, 
2. die Alteſten (Presbyter). 

a (2) Sind mehrere Gemeinden unter einem Pfarramte verbunden, ſo iſt der Pfarrer Mitglied 
des Gemeindekirchenrats jeder einzelnen. Iſt jedoch die pfarramtliche Verſorgung unter mehrere Geiſtliche 
bn ab ‚To gehört jeder Geiſtliche nur dem Gemeindekirchenrat der Gemeinde an, deren Verſorgung 

obliegt. 
Artikel 12. 


Die Gemeindevertretung beſteht aus den Mitgliedern des Gemeindekirchenrats und den 


Gemeindeverordneten. 


Artikel 13. \ 


(1) Zu den Sitzungen des Gemeindekirchenrats und der Gemeindevertretung find die Hilfsprediger 


der Gemeinde, ſoweit fie den Körperſchaſten nicht ohnehin angehören, mit beratender Stimme zuzuziehen. 
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(2) Ebenſo find mit beratender Stimme die nach Art. 54, 55 und 57 fejtangeftellten Kirchen⸗ 

gemeindebeamten, welche die kirchliche Wählbarkeit beſitzen und nicht bereits den Gemeindekörperſchaften 

als gewählte Mitglieder angehören, in den Angelegenheiten ihres Arbeitsgebiets hinzuzuziehen. Kommen 

für ein Arbeitsgebiet mehrere Kirchengemeindebeamte in Betracht, ſo haben ſie für die gemeinſamen Fragen 
ihrer Arbeit einen Vertreter zu benennen. 
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Artikel 14. 
Die Alteſten und Gemeindeverordneten werden durch allgemeine und geheime Wahl gewählt. 


Artikel 15. 

() Wahlberechtigt ſind alle konfirmierten Gemeindeglieder, die am Wahltage mindeſtens 24 Jahre 
alt ſind, zu den kirchlichen Laſten, ſoweit ſie dazu verpflichtet find, beitragen und wenigſtens 3 Monate 
in derſelben Gemeinde oder demſelben Parochialverbande (Stadtſynodalverbande) oder, falls mehrere 
Gemeinden am Orte ſind, an dieſem Orte wohnen. 

(2) Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt 
wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht, 
wer durch rechtskräftiges Urteil der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig erklärt iſt, 
wer durch Verächtlichmachung des göttlichen Wortes oder durch unehrbaren Lebenswandel 
ein öffentliches, noch nicht behobenes Argernis gegeben hat, f 
4. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift eines Kirchengeſetzes des 
Wahlrechts für verluſtig erklärt worden iſt. 

(3) Das Wahlrecht ruht bei denen, die trotz Aufforderung durch den Gemeindekirchenrat ihre 
kirchliche Trauung oder die Taufe oder die Konfirmation ihrer Kinder verweigern oder ihren Kindern 
die Erziehung im evangeliſchen Bekenntniſſe vorenthalten. 1 

(4) Die Ausübung des Wahlrechts hat die Verſicherung des Wählers, ſein Wahlrecht im Sinn 
und Geiſt der evangeliſchen Kirche zu ihrem Wohle ausüben zu wollen und die Eintragung in die 
Wählerliſte zur Vorausſetzung. i 

(6) Von dem Erforderniſſe der Konfirmation kann im Einzelfalle der Gemeindefirchenrat aus 
wichtigen Gründen befreien. 
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Artikel 16. 

() Zu Gemeindeverordneten können alle zur Ausübung des Wahlrechts Beſugten, zu Alteſten 
nur die gewählt werden, die das 30. Lebensjahr vollendet haben. Die Wahl iſt ohne Unterſchied des 
Standes auf Perſonen zu richten, die durch Betätigung ihrer Kirchenmitgliedſchaft, insbeſondere durch 
Teilnahme am gottesdienſtlichen Leben und an der kirchlichen Gemeindearbeit das Vertrauen der Wähler 
in ihre Treue im Bekennen evangeliſchen Glaubens, ihre kirchliche Einſicht und Erfahrung gewonnen haben. 

(2) Ehegatten, Eltern und Kinder, Großeltern und Enkel dürfen nicht zu gleicher Zeit dem 
Gemeindekirchenrat angehören. Werden ſie gleichzeitig gewählt, ſo tritt nur der ältere in den Gemeinde 
kirchenrat ein. 

Artikel 17. 


Die näheren Vorſchriften über die Bildung der Gemeindekörperſchaften trifft ein Kirchengeſetz, 
das gleichzeitig mit dieſer Verfaſſung in Kraft tritt. ö 
Artikel 18. 
i (1) Die Gewählten können ihr Amt nur aus erheblichen Gründen ablehnen oder niederlegen. 
Ein erheblicher Grund liegt jedenfalls vor, wenn der Gewählte 
1. das 60. Lebensjahr vollendet hat, 
2. unmittelbar vor der Wahl 8 Jahre das Amt eines Alteſten bekleidet hat, 
3. durch Krankheit oder andere außerordentliche Schwierigkeiten an ſtändiger Ausübung ſeines 
Amtes verhindert iſt. 


293 | 
(2) Ob ein erheblicher Grund vorliegt, entſcheidet der Gemeindekirchenrat. Dagegen iſt binnen 
2 Wochen Beſchwerde beim Kreisſynodalvorſtand zuläſſig. Dieſer entſcheidet endgültig. 

(3) Wer ohne erheblichen Grund eine Wahl ablehnt oder ſein Amt niederlegt, verliert das 
Wahlrecht. Es kann ihm auf ſeinen Antrag nach Anhörung des Gemeindekirchenrats durch den Kreis— 
ſynodalvorſtand wieder beigelegt werden. 

Artikel 19. 


(1) Die Alteſten und Gemeindeverordneten werden in einem Hauptgottesdienſt in ihr Amt eingeführt. 
(2) Sie haben dabei vor der Gemeinde das Amtsgelübde abzulegen, indem ſie auf die Frage 
des Vorſitzenden der Gemeindekörperſchaften: 
„Gelobet Ihr vor Gott und dieſer Gemeinde, das Euch befohlene Amt ſorgfältig und treu, 
dem Worte Gottes, den Ordnungen der Kirche und der Gemeinde gemäß zu verwalten und 
gewiſſenhaft darauf zu achten, daß alles ordentlich und ehrlich in der Gemeinde zugehe?“ 
erklären: „Ich gelobe es vor Gott.“ 
(3) Die Verweigerung des Gelübdes zieht den Verluſt des Amtes nach ſich. Erſt nach Ab⸗ 
legung des Gelübdes ſind die Gewählten zur Ausübung ihres Amtes befugt. 


Artikel 20. 


(1) Das Amt der Alteſten und Gemeindeverordneten dauert 4 Jahre. 

(2) Die Ausſcheidenden bleiben bis zur Einführung ihrer Nachfolger im Amte. Werden ſie 
wieder gewählt, ſo werden ſie unter Hinweis auf das früher geleiſtete Gelübde durch Handſchlag für 
die neue Amtszeit verpflichtet. 

Artikel 21. 

Die Mitgliedſchaft in den Gemeindeklörperſchaften erliſcht durch Verluſt der Wählbarkeit. Im 

Zweifel entſcheidet der Gemeindekirchenrat. Art. 18 Abſ. 2 Satz 2 und 3 finden Anwendung. 


Artikel 22. 


(1) Die Gemeindekörperſchaften haben die Aufgabe, in Unterſtützung der pfarramtlichen Tätigkeit 
das kirchliche, ſittliche und ſoziale Wohl der Gemeinde und ihrer Glieder zu fördern. 


(2 Sie haben insbeſondere 

1. chriſtliche Geſinnung und Sitte durch eigenes Vorbild ſowie durch Anwendung aller geeigneten 
Mittel zu wecken und zu pflegen, 

2. auf die Heiligung der Sonn- und Feiertage Bedacht zu nehmen, für die Einrichtung und 
Ausgeſtaltung der Gottesdienſte zu ſorgen und die von ihren Mitgliedern in dieſen zu 
leiſtenden Dienſte zu regeln, 

3. für die chriſtliche Erziehung und Unterweisung der Jugend und für die Intereſſen der 
Gemeinde in Bezug auf die Schulen ihres Bereichs einzutreten, 

4. ſich der Armen, Kranken ſowie der Schutz- und Hilfsbedürftigen anzunehmen und die im 
Gemeindebezirke tätigen kirchlichen Vereine und Anſtalten zu fördern, 

5. auf die Pflege der kirchlichen Kunſt, vor allem der geiſtlichen Muſik in Kirche und Haus 
hinzuwirken. 

(3) Die Gemeindekörperſchaften haben Anregungen aus der Gemeinde entgegenzunehmen und 
ſorgfältig zu erwägen. Ein beſonderes Anliegen ſoll ihnen ſein, alle Schichten der Gemeindeglieder zur 
Teilnahme an den Gottesdienſten und den Aufgaben der Gemeinde anzuregen und alle in der Gemeinde 
vorhandenen Gaben und Kräfte fruchtbar zu machen. 


Bay 5 Nie Dan an A SE ee ie = Sn DT An San ie cu süte null 2 de Ze ART" TE An . . Ar Ba dk zn Se ET 


294 


(4) Zu dieſem Zwecke haben die Gemeindekörperſchaften alljährlich mindeſtens einmal die wahl- 
berechtigten Gemeindemitglieder zu einer Gemeindeverſammlung zu berufen, in der ein Arbeitsbericht des 
Gemeindekirchenrats zur Beſprechung kommt und Wünſche geäußert oder Anregungen gegeben werden können. 


Artikel 23. 


(1) Der Gemeindekirchenrat hat in der Selbſtverwaltung der Gemeinde die Leitung und iſt für 
ihre Ausübung ſowie für die Aufrechterhaltung der kirchlichen Ordnung verantwortlich. 
(2) Er hat insbeſondere 

1. die Beſchlüſſe der Gemeidevertretung vorzubereiten und auszuführen. 

2. die Erledigung einer Pfarrſtelle dem Superintendenten anzuzeigen und bis zur vorläufigen 
Regelung der Pfarrverwaltung die erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung und Erhaltung 
des Pfarrvermögens zu treffen, 

3. die Wählerliſte zu führen und die Wahlen vorzubereiten, 

4. die Stellen von Kirchengemeindebeamten und Angeſtellten, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegen— 
ſtehen, zu beſetzen, auch ihre Dienſtführung zu regeln und zu beauffichtigen, und zwar wo 
beſondere Fachausbildung in Frage kommt, unter Zuziehung von Sachverſtändigen, 

5. Hilfskräfte aus der Gemeinde für die Pflege des kirchlichen Gemeindelebens zu gewinnen, 

6. das Kirchenvermögen einſchließlich der kirchlichen Stiftungen in der Gemeinde, die nicht 
ſatzungsgemäß eigene Vorſtände haben, nach einer vom Kirchenſenat zu erlaſſenden Ver⸗ 
waltungsordnung zu verwalten, ebenſo das Pfründenvermögen, ſoweit nicht das Recht der 
jeweiligen Inhaber entgegenſteht, 8 

7. Kirchenkollekten für die Bedürfniſſe der Gemeinde in den Grenzen eines vom Kirchenſenat 
aufzuſtellenden Planes zu veranſtalten, 

8. die Gemeinde gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 


Artikel 24. 


(1) Der Gemeindekirchenrat hat die für eine geordnete Seelſorge erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen ſowie bei Übung der Kirchenzucht und bei Aufnahme oder Wiederaufnahme in die Gemeinde 
mitzuwirken, ſoweit es die kirchliche Ordnung vorſieht. 

(2) Der Gemeindekirchenrat ſoll dem Pfarrer bei der Führung des geiſtlichen Amtes nach 
Kräften behilflich ſein und ihn gegen ungerechtfertigte Angriffe in Schutz nehmen. Er hat das Recht 
und die Pflicht, dem Pfarrer Wünſche aus der Gemeinde für ſeine geiſtliche Amtsführung zu übermitteln. 
Er ſoll etwaige Verſtöße der Geiſtlichen und der übrigen Mitglieder der Gemeindekörperſchaften in ſeinem 
Schoße zur Sprache bringen; bedarf es weiterer Veranlaſſung, ſo hat er lediglich der zuſtändigen Stelle 
Anzeige zu machen. 

Artikel 25. 

(1) Der Zuſtimmung des Gemeindekirchenrats bedarf der Pfarrer zur Abänderung der üblichen 
Zeit der öffentlichen Gottesdienſte. Dasſelbe gilt von dauernder Vermehrung oder Verminderung der 
regelmäßigen Gottesdienſte; in dieſem Falle iſt auch die Genehmigung des Konſiſtoriums erforderlich. 

(2) Der Gemeindekirchenrat entſcheidet über die Einräumung der kirchlichen Gebäude zu gottes⸗ 
dienſtlichen Handlungen evangeliſcher Vereinigungen ſowie zu einzelnen nicht gottesdienſtlichen Ver- 
anſtaltungen, die der Beſtimmung der Gebäude nicht widerſprechen. 


Artikel 26. 


(1) Die Gemeindevertretung hat die Rechte der Gemeinde bei Beſetzung von Pfarrſtellen 
wahrzunehmen. 5 
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(2) Sie hat die Haushaltspläne für die kirchlichen Kaſſen feſtzuſtellen und die Jahresrechnungen 
abzunehmen. Haushaltspläne und Jahresrechnungen ſind mit einer Ausfertigung des Beſchluſſes der 
Gemeindevertretung 2 Wochen zur Einſicht der Gemeindeglieder auszulegen. 

(3) Sie hat zu beſchließen über 

1. Aufſtellung von Gemeindeſatzungen, 

2. Ausſchreibung von Gemeindeumlagen und Erhebung von Kirchenſteuern nach Maßgabe 
der allgemeinen Beſtimmungen, 

3. Einführung oder Veränderung von Gebührenordnungen, 

4. Anſtellung gerichtlicher Klagen, ſoweit fie nicht durch Geſetz der ſelbſtändigen Entſchließung 
des Gemeindelirchenrats überlaſſen iſt, 

5. Verzicht auf Rechte der Gemeinde und Abſchluß von Vergleichen, 

6. die Verwaltung des Kirchenvermögens in den durch Geſetz oder Verordnung vor⸗ 
geſchriebenen Fällen. 

Artikel 27. 

() Die Gemeindevertretung beſchließt über die ihr vom Gemeindekirchenrat zur Beratung vor⸗ 
gelegten Gegenſtände; ihre Beſchlüſſe ſind für den Gemeindekirchenrat bindend. 

(2) Die Gemeindevertretung kann Anträge an den Gemeindekirchenrat ſtellen und über ihre 
Erledigung Auskunft fordern. 

(3) Auf ihr Verlangen iſt ihr über einen Gegenſtand, der zu ihrer Zuſtändigkeit gehört, eine 
Vorlage zu machen. - 
Artikel 28. 

() Den Vorſitz in den Gemeindekörperſchaften führt der Pfarrer. 

(2) Iſt die Pfarrſtelle erledigt, jo kann das Konſiſtorium den Pfarramtsverweſer mit dem 
Vorſitz betrauen. 

(3) In Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen wechſeln die Pfarrer in der Reihenfolge ihres 
kirchlichen Dienſtalters von 4 zu 4 Jahren im Vorſitz. Der Wechſel tritt jeweils nach der Neuwahl 
der Körperſchaften mit Beginn des folgenden Rechnungsjahrs ein. Verzicht auf den Vorſitz iſt mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 

Artikel 29. 


(1) Die Gemeindevertretung wählt einen Alteſten als ſtellvertretenden Vorſitzenden. 
(2) In Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen kommt die Vertretung im Vorſitz in erſter Linie 
dem jeweiligen nächſten Vorgänger im Vorſitz und in Ermangelung eines ſolchen dem nächſten zum 


Vorſitze Berufenen zu. f 
; Artikel 30. 


(1) Die Gemeindekörperſchaften werden nach Bedarf, der Gemeindekirchenrat in der Regel jeden 
Monat vom Vorſitzenden einberufen. Die Einberufung muß erfolgen, wenn ein Drittel der Mitglieder 
oder das Konſiſtorium es verlangt.“ 

(2) Die Einladung zu den Sitzungen der Gemeindevertretung hat die Hauptgegenſtände der 
Verhandlung anzugeben. Zwiſchen Einladung und Sitzung ſoll eine Friſt liegen, deren regelmäßige 
Dauer entſprechend den örtlichen Verhältniſſen von den Körperſchaften feſtzuſetzen iſt. 


Artikel 31. 
(1) Die Verhandlungen der Gemeindekörperſchaften werden von dem Vorſitzenden geleitet. Er 
handhabt die äußere Ordunng. 
(2) Die Sitzungen werden mit Gebet eröffnet. Sie find nicht öffentlich, wenn die Offentlichkeit 
nicht vom Geſetze vorgeſchrieben oder von den Körperſchaften beſchloſſen wird. 


“. 


. 


(3) Die Beſchlüſſe find in einem Verhandlungsbuch aufzuzeichnen. Die Niederſchrift iſt nach 
Vorleſung und Genehmigung von dem Vorſitzenden und mindeſtens einem Mitgliede der Verſammlung 
zu unterſchreiben. 

(4) Der Generalſuperintendent, der Superintendent und die von den Behörden oder Synoden 
entſandten Vertreter können an den Sitzungen der Gemeindekörperſchaften teilnehmen, jederzeit das Wort 
ergreifen und Anträge ſtellen. 


Artikel 32. 

(1) Die Gemeindekörperſchaften find beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte des ordentlichen 
Mitgliederbeſtandes anweſend iſt. 

(2) In ländlichen Gemeinden von größerer Ausdehnung oder, wo es ſonſt die Verhältniſſe not⸗ 
wendig machen, kann durch Gemeindeſatzung beſtimmt werden, daß für die Beſchlußfähigkeit der Gemeinde; 
vertretung die Anweſenheit von mehr als einem Drittel der Mitglieder genügt. 

(3) Iſt eine Sitzung der Gemeindevertretung nicht beſchlußfähig, fo iſt dies feſtzuſtellen und 
ſodann zur Erledigung der Tagesordnung eine zweite Verſammlung der Gemeindevertretung einzuberufen. 
Dieſe iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig; in der Einladung iſt darauf hinzuweiſen. 


Artikel 33. 

() Beſchlüſſe der Gemeindekörperſchaften werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag; bei Wahlen entſcheidet das Los. Bei Bildung von Aus⸗ 
ſchüſſen gilt als gewählt, wer die meiſten Stimmen erhalten hat. Weitere Ausnahmen von Satz 1 
kann das Geſetz vorſchreiben. 


(2) Wer an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich beteiligt iſt, ſtimmt nicht mit; er 


darf nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Verſammlung bei der Verhandlung anweſend ſein und hat 


ſich vor der Abſtimmung zu entfernen. Die Beachtung dieſer Vorſchrift iſt in der Verhandlungs- 
niederſchrift feſtzuſtellen. 
Artikel 34. 


gr 


(]) Der Vorſitzende trifft die geſchäftlichen Maßnahmen zur Ausführung der Beſchlüſſe der 


Gemeindekörperſchaften. Er führt den Schriftwechfel. f 
e) In eiligen Fällen hat er bis zum Zuſammentritte der Körperſchaften einſtweilen das 
Erforderliche anzuordnen. s 
6) Die Kirchengemeindebeamten haben ſeinen Weiſungen Folge zu leiſten. 


Artikel 35. 


(U Beſchlüſſe der Gemeindekörperſchaften werden durch Auszüge aus dem Verhandlungsbuche 
bekundet, die der Vorſitzende beglaubigt. 

(2) Urkunden, welche die Gemeinde Dritten gegenüber verpflichten ſollen, und Vollmachten ſind 
namens der Gemeinde von dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats oder ſeinem Stellvertreter und 
zwei Alteſten unter Beidrückung des Gemeindeſiegels zu vollziehen; dadurch wird Dritten gegenüber 
die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 


Artikel 36. 


(1) Den Alteſten ſoll zur perſönlichen Mitarbeit in der Selbſtverwaltung der Gemeinde in 
weiteſtem Umfange Gelegenheit geboten werden. 

(2) Für beſtimmte weltliche Angelegenheiten kann der Vorſitzende die Geſchäftsführung im 
Gemeindekirchenrat mit deſſen Zuſtimmung dem zum ſtellvertretenden Vorſitzenden gewählten oder einem 
andern Alteſten überlaſſen. Dasſelbe iſt in der Gemeindevertretung mit ihrer Zuſtimmung zuläſſig. 


(3) Der Gemeindekirchenrat kann einen Kirchmeiſter wählen. Dem Kirchmeiſter liegt die Sorge 
für das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen der Gemeinde ob, in der Regel auch die beſondere Aufficht über 
die kirchlichen Liegenſchaften. Die Tätigkeit des Kirchmeiſters iſt ehrenamtlich; mit ihr verbundene 
Ausgaben werden vergütet. 8 
Artikel 37. f 
} (1) Die Gemeindekörperſchaften können aus ihrer Mitte Ausſchüſſe zur Vorbereitung und Aus⸗ 
führung von Beſchlüſſen bilden. Die Ausſchüſſe können Sachverſtändige mit beratender Stimme zuziehen. 
(2) Daneben ſind, wenn es die Verhältniſſe geſtatten, Gemeindeausſchüſſe für beſondere Auf⸗ 
gaben und Fragen des kirchlichen Lebens, namentlich für freie Liebestätigkeit und Wohlfahrtspflege, für 
die kirchliche Mitarbeit der Frauen und der Jugendlichen ſowie für Jugendpflege einzuſetzen; in allen 
- Fällen, in denen ein Bedürfnis vorliegt, ſollen ſoziale Ausſchüſſe gebildet werden. Die Ausſchüſſe 
beſtehen aus Mitgliedern des Gemeindekirchenrats und Gemeindeverordneten, die von der Gemeinde— 
vertretung gewählt werden; andere Gemeindeglieder können wegen ihrer Sachkunde und Erfahrung vom 
Gemeindekirchenrat in dieſe Ausſchüſſe berufen werden. 
(3) Der Vorſitzende des Gemeindekirchenrats iſt jederzeit berechtigt, den Vorſitz in den Aus⸗ 
ſchüſſen zu übernehmen oder ihren Verhandlungen beizuwohnen. 
(4) Die Ausſchüſſe find den Gemeindekörperſchaften verantwortlich und zu regelmäßiger Bericht⸗ 
erſtattung verpflichtet. Zu Beſchlüſſen, die der Gemeinde Verpflichtungen auferlegen, ſind ſie nicht befugt. 
(5) In Gemeinden mit mehreren Pfarrſtellen können Ausſchüſſe gemäß Abſ. 2 auch für die 
einzelnen Seelſorgebezirke gebildet werden. 
Artikel 38. 

(1) Alteſten und Gemeindeverordneten kann der Kreisſynodalvorſtand wegen Pflichtverſäumnis 
oder unwürdigen Verhaltens eine Mahnung oder einen Verweis erteilen; bei grober Pflichtwidrigkeit 
kann er ihre Entlaſſung beſchließen. Er hat zuvor den Gemeindekirchenrat und das betroffene 
Mitglied zu hören. 
(2) Gegen den Beſchluß iſt binnen 2 Wochen Beſchwerde beim Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz 
zuläſſig. Dieſer entſcheidet endgültig. 

15 (3) Wer wegen Pflichtwidrigkeit entlaſſen wird, verliert die Wählbarkeit. Sie kann ihm auf 
Antrag vom Gemeindekirchenrat wieder beigelegt werden, wenn der Kreisſynodalvorſtand zuſtimmt. 


Artikel 39. 

() Wenn eine Gemeindekörperſchaft beharrlich die Erfüllung ihrer Pflichten vernachläſſigt oder 
verweigert, jo kann der Provinzialkirchenrat nach Anhörung des Kreisſynodalvorſtandes die Gemeinde- 
Fbörperſchaft auflöſen und den Schuldigen die Wählbarkeit auf beſtimmte Zeit entziehen. Mit der 
Neubildung kann in dieſem Falle ein anderer Gemeindekirchenrat oder ein beſonderer Bevollmächtigter 
betraut werden. 
(2) Bis zur Neubildung werden die Rechte der aufgelöſten Gemeindevertretung durch den 
Gemeindekirchenrat, die Rechte des aufgelöſten Gemeindekirchenrats durch einen oder mehrere vom 
Kreisſynodalvorſtand zu beſtellende Bevollmächtigte ausgeübt. Zum Bevollmächtigten kann auch ein 
anderer Gemeindekirchenrat beſtellt werden. Die Koſten fallen der Gemeinde zur Laſt. 

(3) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden in neugebildeten Gemeinden bis zur erſtmaligen 
Wahl der Gemeindekörperſchaften entſprechende Anwendung. Dasſelbe gilt, wenn eine Gemeindekörperſchaft 
wegen ungenügender Mitgliederzahl beſchlußunfähig wird oder ihre Wahl nicht zuſtande kommt. 


Artikel 40. 


(1) In Gemeinden von größerer Ausdehnung oder größerer Seelenzahl können durch Gemeinde⸗ 
latzung Gemeindebezirke eingerichtet und Bezirksvorſtände gebildet werden. Ihre Aufgaben beſtimmt 


e Satzung. 
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(2) Der Bezirksvorſtand beſteht aus den Pfarrern des Bezirkes, von denen einer den Vorſitz 
führt, und aus einigen Alteſten und Gemeindeverordneten als Mitglieder. In den Vorſtand können 
auch ſonſtige kirchlich bewährte Gemeindeglieder aus dem Bezirk aufgenommen werden. 


Artikel 41. 

(1) Sind mehrere Gemeinden unter einem Pfarramte verbunden, jo treten die Gemeindelirchen— 
räte und vertretungen in den gemeinſamen Angelegenheiten des Pfarrſprengels zu je einer gemeinſamen 
beratenden und beſchließenden Körperſchaft zuſammen. Art. 30 bis 35 gelten ſinngemäß. 

(2) Die Körperſchaften benachbarter Gemeinden können mit Zuſtimmung des Konſiſtoriums für 
gemeinſame Angelegenheiten und Einrichtungen zu einer gemeinſamen beratenden und beſchließenden 
Körperſchaft zuſammentreten, auch wenn die Gemeinden nicht unter einem Pfarramte verbunden find. 
Das Konſiſtorium kann den Zuſammentritt anordnen. Verfaſſungsmäßige Aufgaben der einzelnen 
Gemeinden können gegen deren Willen von den vereinigten Körperſchaften nur mit Zuſtimmung der 
Provinzialſynode übernommen werden. 

(3) Durch Kreisſatzung kann nach Anhörung der Beteiligten beſtimmt werden, daß die gemein⸗ 
ſamen Körperſchaften aus Abgeordneten der Gemeindekirchenräte und vertretungen der einzelnen 
Gemeinden gebildet werden. a 

(4) Der Vorſitz kommt dem dienſtälteſten Vorſitzenden zu, ſofern nicht durch Kreisſatzung 
anderes beſtimmt wird. 

II. Pfarramt. 
Artikel 42. 

(1) Der berufsmäßige Dienſt am Wort und Sakrament und damit die geiſtliche Führung der 
Gemeinde ſteht dem Pfarrer als dem Träger des geiſtlichen Amtes zu. Er wird namens der Kirche zu 
ſeinem Dienſte berufen. 

(2) Die Kirche erwartet von ihm, daß er das Wort Gottes, wie es in der Heiligen Schrift 
des Alten und Neuen Teſtaments verfaßt iſt, nach dem Bekenntniſſe der Kirche und dem Bekenntnis 
ſtande ſeiner Gemeinde verkündigt, die Sakramente nach der Ordnung der Kirche verwaltet, der 
Gemeinde mit einem chriſtlichen Lebenswandel voranleuchtet und überall den Ernſt und die Würde 
ſeines Amtes wahrt. 

(3) Seine Amtspflichten beſtehen in der Leitung des öffentlichen Gottesdienſtes nach der Ordnung 
der Kirche, in den geiſtlichen Amtshandlungen, der Seelſorge, dem Konfirmandenunterricht und der 
chriſtlichen Unterweiſung und Pflege der Jugend. Er ſoll ſich die Teilnahme an der chriſtlichen Liebes— 
tätigkeit und der ſozialen Arbeit angelegen ſein laſſen. 

(4) Der Pfarrer iſt in feiner geiſtlichen Amtsführung unbeſchadet der allgemeinen kirchlichen 
Ordnungen und der Befugniſſe des Gemeindekirchenrats ſelbſtändig. 

Artikel 43. 

(1) In Gemeinden mit mehreren Pfarrern wird das Pfarramt gemeinſam verwaltet. Die 
Vertretung und geſchäftliche Leitung liegt in der Hand des Vorſitzenden der Gemeindekörperſchaften. 

(2) Jedem in der Gemeinde feſt angeſtellten Pfarrer iſt ein beſtimmter Teil des Kirchſpiels als 
von ihm ſelbſtändig zu verwaltender Seelſorgebezirk und in der Regel gleicher Anteil an der Leitung 
der Gottesdienſte zuzuweiſen, ſofern ihm nicht ein beſonderes Arbeitsgebiet übertragen iſt. Das Nähere 
regelt eine Pfarrdienſtordnung, die vom Gemeindekirchenrat aufgeſtellt wird und der Genehmigung des 


Konſiſtoriums bedarf. Artikel 44 
rtikel 44. 


(1) Ein Rangunterſchied im Amte beſteht unter den Pfarrern nicht. 

(2) Beſondere Amtsbezeichnungen werden aufgehoben; doch bleiben die Rechte der jetzigen Ant? 
träger beſtehen. Der Provinzialkirchenrat kann für einzelne Fälle aus allgemeinen kirchlichen Gründen 
eine abweichende Regelung treffen; dieſe bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats. 


1 


7 


REIT EIER U EN NE ee NEE, a re u: 


299 
Artikel 45. 


Das Pfarrbeſetzungsrecht, die Rechte und Pflichten der Pfarrer und die Vertretung des Pfarrer- 
ſtandes werden durch Kirchengeſetz geregelt. g 


Artikel 46. 
# (1) Über die Errichtung neuer Pfarrſtellen ſowie über die dauernde Verbindung und die Auf— 
1 hebung beſtehender Pfarrſtellen beſchließt nach Anhörung der Körperſchaften der beteiligten Gemeinde 
und des Kreisſynodalvorſtandes, wenn dieſe einverſtanden ſind, das Konſiſtorium, andernfalls der 
Provinzialkirchenrat. 
(2) Aus finanziellen Gründen kann der Kirchenſenat die Verbindung oder Aufhebung beſtehender 
Pfarrſtellen nach Anhörung der Beteiligten beſchließen und gegen die Errichtung neuer Pfarrſtellen 
Widerſpruch erheben. 
Artikel 47. f 

(1) Geiſtliche können auch ohne Berufung zu einem Gemeindepfarramt als Pfarrer einer Kirchen— 
1 brovinz oder eines Kirchenkreiſes angeſtellt werden; insbeſondere können Geiſtliche zur Erfüllung der 
1 Öffentlichen Miſſion der Kirche, für die ſoziale Aufgabe und zur Jugendpflege angeſtellt werden. 

(2) Die Anftellung erfolgt auf Grund eines Beſchluſſes der zuſtändigen kirchlichen Körperſchaft 
* (Provinzial, Kreisſynode). Der Beſchluß hat über den Wirkungskreis und die Bereitſtellung der Mittel 
*. Beſtimmung zu treffen. Art. 46 Abſ. 2 findet Anwendung. 
ö (3) Auf Grund eines Beſchluſſes der Generalſynode können Geiſtliche in der in Abſ. 1 bezeichneten 
Form auch als Pfarrer der Kirche angeſtellt werden. 


Be Artikel 48. 

AR Die Gemeindeglieder haben ſich wegen der Vollziehung von Amtshandlungen an den Pfarrer 
ter Gemeinde zu wenden. In Gemeinden mit mehreren Seelſorgebezirken ſollen ſie ſich in erſter 
ie an den Pfarrer ihres Bezirkes halten. a 


Artikel 49. 


5 (1) Jedes Gemeindeglied hat das Recht, für Amtshandlungen einen anderen als den zuſtändigen 
Geiſtlichen zu wählen. Bei der Taufe, der Konfirmation und der Vorbereitung dazu, bei Trauungen 
0 und Beerdigungen bedarf es hierzu vorheriger mündlicher oder ſchriftlicher Abmeldung bei dem zuſtändigen 
9 Paarrer. Dieſer hat eine Beſcheinigung der Abmeldung unverzüglich und unentgeltlich zu erteilen, wenn 
0 Amtshandlung an ſich kirchenordnungsmäßig zuläſſig iſt und der erwählte Geiſtliche in einem anderen 
| inte der Kirche feſtangeſtellt iſt; andernfalls iſt die Erteilung dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Pfarrers 
{ anheimgeſtellt; verſagt er ſie, ſo kann das Konſiſtorium angerufen werden. Die Pflicht zur Entrichtung 

er Stolgebühren bleibt unberührt. 

N (2) Der erwählte Geiſtliche darf die Amtshandlung nur vornehmen, wenn der Abmeldeſchein 

Nut iſt. Jeder Geiſtliche iſt zur Vornahme einer Amtshandlung berechtigt und verpflichtet, wenn ein 

“fall vorliegt. 

Veran (3) Der erwählte Geiftlihe hat dem zuſtändigen Pfarrer die vollzogene Amtshandlung un⸗ 

kzüglich anzuzeigen und die erforderlichen Angaben für das Kirchenbuch zu machen. 

ge () Erleichterungen können für Ortſchaften mit mehreren Kirchſpielen und für den Bereich eines 
Harochialverbandes von den beteiligten Gemeindekirchenräten vereinbart werden. 


Artikel 50. 


neh Will ein Gemeindeglied einen anderen als den zuſtändigen Geiſtlichen allgemein in Anſpruch 
wüten ſo bedarf es der Erlaubnis des Superintendenten. Sie iſt zu erteilen, wenn wichtige Gründe 
iegen. Gegen die Entscheidung iſt Beſchwerde beim Konſiſtorium zuläſſig. | 
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Artikel 51. 

Für die Amtshandlungen eines nach Art. 49 oder Art. 50 erwählten Geiſtlichen ſteht der her⸗ 
kömmliche und ortsübliche Gebrauch der kirchlichen Einrichtungen unbeſchadet der kirchlichen Ordnung der 
Gemeinde frei, ſofern Gewähr dafür geboten wird, daß die Würde des kirchlichen Gebäudes gewahrt 
und die kirchlichen Vorſchriften innegehalten werden. N 

Artikel 52. | 

() Die Veranſtaltung einzelner beſonderer kirchlicher Gottesdienſte und Abendmahlsfeiern durch 1 

Geiſtliche der Kirche, die kein Pfarramt in der Gemeinde bekleiden, iſt dem zuſtändigen Pfarrer vorher 


- anzuzeigen; dasſelbe gilt, wenn die Veranſtaltung durch kirchenbehördlich zugelaſſene Perſonen erfolgen 


ſoll. In beiden Fällen unterſteht die Veranſtaltung der kirchlichen Aufſicht. 

(2) Werden die kirchlichen Gebäude und die dazu gehörigen Einrichtungen begehrt, jo entfcheidel 
der Gemeindekirchenrat gemäß Art 25 Abſ. 2. 

Artikel 53. 

Beſtimmungen zum Schutze von Minderheiten trifft ein beſonderes Kirchengeſetz. Bis zum | 
Erlaß eines ſolchen Geſetzes kann der Kirchenſenat vorläufige Anordnungen treffen, falls ſich dazu ein 
Bedürfnis herausſtellt. 

III. Kirchengemeindebeamte. 
Artikel 54. 

Die Ausübung und Pflege der Kirchenmuſik in der Gemeinde liegt berufsmäßig den Organiſten 
und Kirchenchorleitern ob. Dieſe find als Beamte im Haupt- oder Nebenamt, in beſonderen Fällen im 
Vertragsverhältnis anzuſtellen. Ihre Dienſtordnung bedarf der Genehmigung des Konſiſtoriums. In . 
ihrer muſikaliſchen Tätigkeit ſind ſie unbeſchadet der kirchlichen Ordnungen, der Befugnifie des Gemeinde? 
kirchenrats und der Rechte des Pfarramts ſelbſtändig. 5 1 

Artikel 55. 

Zum inneren und äußeren Aufbau des Gemeindelebens haben die Gemeinden nach Bedürfnis 
berufsmäßige Kräfte mit kirchlich geordneter Vorbildung wie Gemeindediakonen, Diakoniſſen und andere, 
beſonders auch theologisch gebildete Frauen als Beamte im Haupt- oder Nebenamt oder im Vertrags“ 
verhältnis anzuſtellen. Art. 54 Satz 3 findet Anwendung. 


Artikel 56. 


(1) Wenn in einer Gemeinde die Anſtellung ausreichender pfarramtlicher Kräfte nicht möglich 
iſt, können die in Art. 55 aufgeführten Gemeindebeamten, die nach kirchlicher Ordnung dazu befugt find, 
nach Maßgabe eines Kirchengeſetzes mit pfarramtlichen Geſchäften unter verantwortlicher Leitung d 
Pfarrers betraut werden. 

(2) Befähigte und bewährte Gemeindeglieder können durch Kirchengeſetz zur Wortverkündigung 
zugelaſſen werden. f 

(3) Bis zum Erlaſſe der in Abſ. 1 und 2 vorgeſehenen Kirchengeſetze trifft der Kirchenſenat die N 
näheren Beſtimmungen. N ' 

Artikel 57. * 

(1) Für die laufenden Verwaltungsgeſchäfte, insbeſondere die Vermögens-, Kaſſen⸗ und Friedhofs“ 
verwaltung, haben die Gemeinden nach Bedürfnis beſoldete Kräfte im Beamten oder Angeftelltet 
verhältnis haupt⸗ oder nebenamtlich heranzuziehen. Mitglieder des Gemeindekirchenrats dürfen in dieſen 
Weiſe mit Verwaltungsgeſchäſten nur mit Genehmigung des Kreisſynodalvorſtandes betraut werden. 

(2) In größeren Gemeinden können beſtimmte Verwaltungsgeſchäfte unbeſchadet der Rechte und 
Pflichten des Gemeindekirchenrats und des Kirchmeiſters durch Gemeindeſatzung einem Gemeindeamt 
übertragen werden. 
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a N 8 Artikel 58. ö 

a Für die äußere Vorbereitung und Bedienung der Gottesdienſte und der kirchlichen Amts- 
8 handlungen haben die Gemeinden gemäß Art. 57 Abſ. 1 Satz 1 zu ſorgen. 
f Artikel 59. 


N Für die Vorbildung und Eignung, die Rechte und Pflichten der Kirchengemeindebeamten und 
eren Vertretung werden bis zur Regelung durch die kirchliche Geſetzgebung vom Kirchenſenat oder den 
von ihm dazu ermächtigten Stellen allgemeine Grundſätze aufgeftellt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Kirchenkreiſe. 
Artikel 60. 
(1) Die Kirchenkreiſe ſetzen ſich aus Gemeinden zuſammen. 
(2) Die Kirchenkreiſe bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. 
\ (3) Über Neubildung, Veränderung, Aufhebung und Vereinigung von Kirchenkreiſen beſchließt 
5 5 Anhörung der Beteiligten, wenn dieſe einverſtanden ſind, der Provinzialkirchenrat, andernfalls die 
Provinzialſynode. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Oberkirchenrats. 


di (4) Anderungen folder Gemeindegrenzen, die zugleich Grenzen eines Kirchenkreiſes ſind, ziehen 
Nie Veränderung der letzeren ohne weiteres nach ſich. 

ö . (6) Wird eine Vermögensauseinanderſetzung erforderlich, über welche die Beteiligten ſich nicht 

| nigen, jo entſcheidet der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz. Dagegen iſt innerhalb eines Monats 
fung an den Rechtsausſchuß der Kirche zuläſſig. 


Artikel 61. 
beim (1) Jeder Kirchenkreis bildet einen Selbſtverwaltungskörper (Kreisſynodalverband) und zugleich 
en Verwaltungsbezirk der Kirche. 
3 (2) Gegenſtand der Selbſtverwaltung ſind die Verwaltung des Vermögens und der Sonder— 
zurichtungen des Kreisſynodalverbandes ſowie ſolche Aufgaben, die ihm von der Kirche übertragen oder 
laſſen werden. 
N (3) Die Organe des Kreisfynodalverbandes ſind die Kreisſynode und der Kreisſynodalvorſtand. 
Ver Kreisſynodalvorſtand iſt zugleich Organ der allgemeinen kirchlichen Verwaltung. 
| J. Kreisſynode. 
| Artifel 62. 
| übe (1) Die Kreisſynode iſt dazu berufen, das geſamte Kirchenweſen des Kreiſes zu pflegen und zu 
nd chen, den Gemeinden Anregungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben zu geben, ſie darin zu fördern 
Ä von ſich aus gemeinſame Arbeiten in Angriff zu nehmen. 
0 (2) Die Kreisſynode hat insbeſondere 
N 1. auf die Beſeitigung kirchlicher fittlicher und ſozialer Mißſtände innerhalb des Kreiſes hinzuwirken, 
u 2. der chriſtlichen Erziehung der Jugend in Kirche, Schule und Haus ſich anzunehmen, 
15 3. für die Pflege kirchlicher Sitte und Ordnung im Kirchenkreiſe Sorge zu tragen, 
4. die evangeliſche Liebesarbeit im Kirchenkreiſe zu fördern und zu vertreten und zwar, wo 
es angängig iſt, in Fühlung mit anderen Wohlfahrtsbeſtrebungen. 
(3) Die Kreisſynode hat ferner 
1. die Vorlagen ihres Vorſtandes, des Provinzialkirchenrats und des Konſiſtoriums zu erledigen, 
2. über Anträge der Gemeinden zu beſchließen und deren Rechnungsweſen zu beauflichtigen, 
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3. die Haushaltspläne für die Kaſſen des Kirchenkreiſes aufzuſtellen und die Jahresrechnungen 
abzunehmen, f 

4. die Umlagen für die Kirche und die Kirchenprovinz ſowie für die eigenen Bedürfniſſe des 
Kirchenkreiſes nach Maßgabe der allgemeinen kirchlichen Beſtimmungen auszuſchreiben, 

5. über Bürgſchaften des Kreisſynodalverbandes und über die Aufnahme von Anleihen, durch 
die der Schuldenbeſtand des Verbandes vermehrt wird und die nicht aus laufenden Ein— 
künften derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können, nach näheren Beſtimmungen f 
eines Kirchengeſetzes zu beſchließen, a 9 

6. über die Veranſtaltung von Kirchenkollekten im Kirchenkreis in den Grenzen eines vom x 

Kirchenſenat aufzuſtellenden allgemeinen Planes zu beſchließen, f 

. die Grundſätze für die Verwaltung beſonderer Einrichtungen und Anſtalten des Kreis- 

ſynodalverbandes aufzuſtellen, | 

8. die Durchführung der allgemeinen kirchlichen Grundſätze über die Anſtellung und Amts— N 
bezeichnungen der Beamten des Kreisſynodalverbandes (Art. 111 Abſ. 2 Ziff. 6) zu regeln. 


=] 


Artifel 63. 


(1) Die Kreisſynode wird von 4 zu 4 Jahren neu gebildet. 0 
(2) Sie beſteht aus f 7 
1. dem Superintendenten, y 
2. den in einem dauernd errichteten Gemeindepfarramte des Kirchenkreiſes feſtangeſtellten 
oder mit der Verwaltung eines ſolchen Amtes vorrübergehend betrauten Geiftlichen ſowik 
den leitenden Geiſtlichen der im Kirchenkreiſe belegenen amtlich anerkannten Anſtaltsgemeinden, 
3. weltlichen Mitgliedern, die in doppelter Zahl der innerhalb des Kirchenkreiſes dauernd 
errichteten Gemeindepfarrſtellen und der als ſtimmberechtigte Mitglieder zur Kreisſynode 
gehörenden Anſtaltsgeiſtlichen von den Gemeinden des Kirchenkreiſes gewählt werden. 

(3) Außerdem ſollen der Kreisſynode als Mitglieder angehören 5 Vertreter der evangeliſchel 
Religionsunterricht erteilenden Lehrer und Lehrerinen an den Volksſchulen, den mittleren und höheren 
Schulen des Kirchenkreiſes, der Organiſten und Kirchenchorleiter und der ſonſtigen hauptamtlichen Kirchen 
gemeindebeamten ſowie ein Vertreter der freien kirchlichen Liebestätigkeit im Kreiſe. 

(4) Bei den größeren Kreisſynoden kann die Zahl der in Abſ. 3 bezeichneten Mitglieder übel 
6 hinaus ſoweit erhöht werden, daß fie ein Sechſtel der von den Gemeinden zu wählenden Mitglieder 
nicht überſteigt. Bei den kleineren Kreisſynoden kann auf deren Antrag in beſonderen Fällen die Za 
verringert werden. 


Artikel 64. 
Kreis- und Provinzialpfarrer, Anſtalts⸗ und Militärgeiſtliche ſowie ordinierte Hilfsprediger, die 
im Kirchenkreis ihren Wohnſitz haben und der Kreisſynode nicht gemäß Art. 63 Abſ. 2 oder 3 angehören, 
nehmen an ihren Verhandlungen mit beratender Stimme teil. Dasſelbe gilt für die im Kirchenkreise 
wohnhaften Mitglieder der Provinzialſynode und der Generalſynode. ö 


Artikel 65. 
(1) Jede Gemeinde des Kirchenkreiſes wählt mindeſtens ſoviele Mitglieder, wie ſie daue 
errichtete Pfarrſtellen zählt; die übrigen in Art. 63 Abſ. 2 Ziff. 3 vorgeſehenen Mitglieder werden vo 
den an Seelenzahl ſtärkeren Gemeinden gewählt. Ihre Verteilung auf die einzelnen Gemeinden beſtimmt 
die Kreisſynode. 5 
(2) Die Wahl iſt ohne Unterſchied des Standes auf Perſonen von bewährtem chriſtlichem Siune, 
kirchlicher Einſicht und Erfahrung zu richten. 
(3) Die zu Wählenden müſſen ihren Wohnſitz im Kirchenkreis oder Sitz im Gemeindekirchenrat ha 
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(4) Die Wahl erfolgt durch die Gemeindevertretung. Sind mehrere Gemeinden unter einem 

Pſarramte verbunden, jo wählt ihre vereinigte Gemeindevertretung. 
* (5) Die Wahl iſt im unmittelbaren und geheimen Verfahren nach den Grundſätzen der Verhältnis— 
4 wahl vorzunehmen. Wenn fein Widerſpruch erhoben wird, kann die Wahl durch Zuruf vollzogen werden. 


Sie wird im übrigen durch kirchliches Provinzialgeſetz geregelt. 
Artikel 66. 
5 (1) Den evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrern und Lehrerinnen an den Volks— 
ſchulen, den mittleren und höheren Schulen des Kirchenkreiſes, den Organiſten und Kirchenchorleitern 
und den ſonſtigen hauptamtlichen Kirchengemeindebeamten ſteht das Recht zu, unter dem Vorſitze des 
Superintendenten Vertreter ihres Faches nach Maßgabe des Artikels 63 Abſ. 3 aus ihrer Mitte zu 
wählen. Kommt eine Wahl nicht zuſtande, ſo beruft der Kreisſynodalvorſtand die Vertreter. Er beruft 
auch den Vertreter der freien kirchlichen Liebestätigkeit. 
(2) Die näheren Beſtimmungen werden durch die Provinzialſynode getroffen. 
Artikel 67. a 

ö (1) Die Kreisſynode tritt in der Regel einmal jährlich zuſammen, außerdem ſo oft ihr Vorſtand 
es für erforderlich hält. Die Einberufung muß erfolgen, wenn ein Drittel der Mitglieder, der Provinzial— 
lirchenrat oder das Konſiſtorium es verlangt. 
(2). Ort, Zeit und Tagesordnung beſtimmt der Kreisſynodalvorſtand. 
(3) Die Sitzungen werden mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 
(4) Der Tagung der Kreisſynode wird innerhalb des Kirchenkreiſes im vorangehenden Haupt— 
 Aottespienfte fürbittend gedacht. a 

2 6) Außerhalb der Tagung iſt, falls kein Widerſpruch erfolgt, in beſonderen Fällen ſchriftliche 
Auſtimmung zuläſſig. 5 


Artikel 68. f 
* Der Superintendent beruft die Synode, eröffnet und ſchließt die Tagung, leitet die Verhandlungen, 
9 handhabt die äußere Ordnung und führt den Schriſtwechſel. 

| Artikel 69. 

() Der Generalfuperintendent und der Präſes der Provinzialſynode ſind berechtigt, an allen 
Verhandlungen der Kreisſynode teilzunehmen, jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. 
In dieſen Rechten kann ſich der Generalſuperintendent durch ein Mitglied des Konſiſtoriums, der Präſes 

Pan ein Mitglied des Provinzialkirchenrats vertreten laſſen. 

1 (2) Das Konſiſtorium iſt befugt, zu den Verhandlungen den Konſiſtorialpräſidenten oder einzelne 

| Miglieder abzuordnen; ſie müſſen jederzeit gehört werden und können Anträge ſtellen. 

= Artikel 70. | 
Der Kreisſynode iſt alljährlich vom Kreisſynodalvorſtand über ſeine Tätigkeit, über alle wichtigen 
85 eignife, die im Kreiſe jeit der letzten Tagung auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens eingetreten ſind, 
0 ud über die religiöſen, ſittlichen und ſozialen Zuſtände des Kirchenkreiſes Bericht zu erſtatten. Der 
bericht iſt zur Beſprechung zu ſtellen. 
f Artikel 71. 5 

eh () Zur Pflege der chriſtlichen Erziehung der Jugend wählt die Kreisſynode aus ihrer Mitte 

nen ſtändigen Ausſchuß, dem neben anderen geeigneten Perſonen die im Art. 63 Abſ. 3 genannten 


a der evangeliſchen Religionslehrer und Lehrerinnen ſowie nach Möglichkeit evangeliſche Mütter 
gehören. 


Em 


(2) Zur Überwadjung der Vermögensverwaltung der Gemeinden und der durch beſondere 


Vorſtände vertretenen kirchlichen Kaſſen und Stiftungen im Kirchenkreiſe wird aus Mitgliedern der 
Kreisſynode ein Rechnungsausſchuß gewählt. 

(3) Zur Anregung, Pflege und Förderung der kirchlichen Arbeit, insbeſondere zur Einrichtung 
der im Kirchenkreiſe notwendigen Werke chriſtlicher Liebe und ſozialer Fürſorge, zur Förderung der 
chriſtlichen Preſſe und zur Pflege der kirchlichen Kunſt und geiſtlichen Muſik im Kirchenkreiſe ſollen 


beſondere Vertreter beſtellt und bei Bedarf noch andere Ausſchüſſe gebildet werden. In dieſe Ausſchüſſe 


können auch ſachkundige Gemeindeglieder des Kirchenkreiſes, die nicht der Kreisſynode angehören, durch 
den Kreisſynodalvorſtand berufen werden. 

(4) Der Superintendent iſt jederzeit berechtigt, den Vorſitz in den Ausſchüſſen zu übernehmen 
oder ihren Verhandlungen beizuwohnen. 

8 66) Die Ausſchüſſe ſind dem Kreisſynodalvorſtand verantwortlich und erſtatten ihm regelmäßig 
Bericht. Zu Beſchlüſſen, die dem Kirchenkreiſe Verpflichtungen auferlegen, ſind ſie nicht befugt. 
Artikel 72. 

(1) Auf Beſchluß des Provinzialkirchenrats können mehrere Kreisſynoden zur Beſchlußfaſſung 
üder gemeinſame Angelegenheiten und Einrichtungen zu vereinigter Verſammlung berufen werden. Der 
Provinzialkirchenrat regelt den Vorſitz und den Geſchäftsgang. 

(2) Verfaſſungsmäßige Aufgaben der einzelnen Kreisſynodalverbände können gegen deren Willen 
von den vereinigten Kreisſynoden nur mit Zuſtimmung der Provinzialſynode übernommen werden. 

II. Kreisſynodalvorſtand. 
Artikel 73. 
(1) Der Kreisſynodalvorſtand führt die laufende Verwaltung des Kreisſynodalverbandes. 
(2) Er hat insbeſondere 
1. die Verſammlung der Kreisſynode vorzubereiten, die Legitimation ihrer Mitglieder, die 
Rechnungen und die eingegangenen Anträge vorzuprüfen, 
2. den Vorſitzenden in der Leitung der Synode zu unterſtützen und für Niederſchrift der 
Verhandlungen zu ſorgen, 
3. die Beſchlüſſe der Synode auszuführen, ihr darüber zu berichten und Auskunft zu geben, 
4. außerhalb der Tagung der Synode die in Art. 62 Abs. 1 und 2 bezeichneten Pflichten 
und Rechte der Kreisſynode wahrzunehmen, 
5. die Geſchäftsführung der Kreisſynodalkaſſe zu beauffichtigen, 
6. Gutachten über Angelegenheiten zu erſtatten, die ihm vom Provinzialkirchenrat oder vom 
Konſiſtorium vorgelegt werden, 
7. den Kreisſynodalverband gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

(3) Der Kreisſynodalvorſtand beſchließt über außerplanmäßige Ausgaben und Überſchreitungen 
des Haushaltsplans; fie find nur bei einem unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bebdürfniſſe zuläſſig. 
Die nachträgliche Genehmigung der Kreisſynode iſt erforderlich. 


Artikel 74. 
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() Der Kreisſynodalvorſtand iſt zur Mitwirkung an der allgemeinen kirchlichen Verwaltung 
berufen. In geeigneten Fällen iſt er von dem Superintendenten bei der dieſem obliegenden kirchlichen 


Aufſicht zu beteiligen, insbeſondere 
1. bei Kirchenviſitationen und Einführung von Pfarrern, 
bei Schlichtung von Streitigkeiten in den Gemeinden, 
bei Erteilung von Alterserlaß für Konfirmanden, 
bei der Auſſicht über die kirchlichen Gebäude und Friedhöfe wie auch bei der Pflege del 
Natur und Kunſtdenkmäler in den Gemeinden. 


— 
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0 5 (2) Der Kreisſynodalvorſtand kann durch Kirchengeſetz und ſolange dieſes nicht ergangen iſt, 
urch Verordnung des Kirchenſenats berufen werden, ſelbſt oder durch Bevollmächtigte namens einer 
Gemeinde ſolche Rechtsgeſchäfte vorzunehmen, deren gleichmäßige Erledigung innerhalb der Kirche für 


deren einheitliche Finanzwirtſchaft erforderlich iſt. 


Artikel 75. 


i (1) Der Kreisſynodalvorſtand beſteht aus dem Superintendenten als Vorſitzenden und mindeſtens 
bier Beiſitzern. 
(2) Die Beiſitzer ſind von der Synode aus ihrer Mitte bei jeder erſten Tagung zu wählen. 


Sie bleiben in Tätigkeit, bis die nächſte Kreisſynode einen neuen Vorſtand gebildet hat. Unter den 


Beiſitzern muß ſich mindeſtens ein im Gemeindepfarramte feſtangeſtellter Geiſtlicher befinden. Die Zahl 
der Geiſtlichen darf mit Einſchluß des Superintendenten die Hälfte aller Mitglieder des Vorſtandes 
nicht erreichen. 
3 (3) Für die Beifiger werden Stellvertreter gewählt. Die Vorausſetzungen und die Reihenfolge 
ihres Eintritts in den Vorſtand regelt die Kreisſynode in ihrer Geſchäftsordnung. 

Artikel 76. 

(1) Der Kreisſynodalvorſtand wird vom Vorſitzenden berufen. Er muß berufen werden, wenn 
Wei Beiſitzer, der Provinzialkirchenrat oder das Konſiſtorium es verlangen. 

(2) Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden zwei Beiſitzer anweſend ſind. 
Er faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. 

it Zuſtimmung ſämtlicher Mitglieder iſt ſchriftliche Abſtimmung zuläſſig. 

(3) Ausfertigungen der Beſchlüſſe werden vom Vorſitzenden unterzeichnet. Urkunden über 
Rechtsgeſchäfte, die den Kreisſynodalverband Dritten gegenüber verpflichten ſollen, und Vollmachten ſind 
namens des Vorſtandes von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter unter Beidrückung des Verband— 
ſiegels zu vollziehen; dadurch wird Dritten gegenüber die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 


III. Superintendent. 


Artikel 77. a 

(1) Der Superintendent hat die Pflicht, das kirchliche Leben des Kirchenkreiſes zu fördern, als 
Beauſtragter der Kirche die kirchliche Aufſicht auszuüben und die Pfarrer amtsbrüderlich zu beraten. 

(2) Er hat insbeſondere 

1. die kirchliche Ordnung im Kirchenkreis aufrecht zu erhalten, für Ausführung der Ver— 
waltungsmaßnahmen des Konſiſtoriums zu ſorgen und bei vorübergehenden Störungen 
der kirchlichen Verwaltung einſtweilen ſelbſt das Erforderliche zu veranlaſſen, 

2. die Wahl der Pfarrer zu leiten und ſie in ihr Amt einzuführen, 

3. die Aufſicht über Amtsführung, Wandel und Fortbildung der Pfarrer und Kandidaten zu üben, 

4. Viſitationen nach Maßgabe der für die Kirchenprovinz zu erlaſſenden Viſitationsordnung 
abzuhalten, 

5. im Auftrage der Kirche und auf Anweiſung des Generalſuperintendenten zu ordinieren, 

6. an den vom Generalſuperintendenten zu veranſtaltenden Beſprechungen (Art. 101 Abſ. 2 
Ziff. 7) teilzunehmen. 

Artikel 78. 

(1) Der Superintendent wird vom Provinzialkirchenrat auf Vorſchlag des Generalſuperintendenten 
ernannt. Dieſer hat zuvor die in einem dauernd errichteten Gemeindepfarramte des Kirchenkreiſes feſt⸗ 
angeſtellten Geiſtlichen und den Kreisſynodalvorſtand zu hören. Ergibt die Anhörung den Widerſpruch 
on mehr als zwei Dritteln der Befragten, ſo gilt der Vorſchlag als befeitigt. Die Ernennung bedarf 
er Beſtätigung durch den Kirchenſenat. 
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(2) Der Kirchenſenat kann ausnahmsweiſe aus allgemeinen * Gründen eine erledige 
Superintendentur nach Anhörung des Provinzialkirchenrats beſetzen. Br 
(3) Der Superintendent wird durch den geiſtlichen Beiſitzer des Kreisſpnodalvorſtandes, 150 
wenn der Vorſtand mehrere geiſtliche Beiſitzer zählt, durch den an erſter Stelle gewählten, im Gemen 5 
pfarramte feſtangeſtellten Geiſtlichen vertreten. Eine Vertretung von längerer Dauer kann das 
ſiſtorium anders regeln. 

Artikel 79. N 

Die Gemeindepfarrer und Hilfsprediger werden zur Förderung der wiſſenſchaftlichen Fortbibun 
ſowie zur Ausſprache über Erfahrungen und Bedürfniſſe des Amtes vom Superintendenten mindeſtel 
einmal jährlich zuſammenberufen. Die Teilnahme iſt pflichtmäßig. Die Koſten trägt der asppneb ek 


Artikel 80. 
Beſtehen in einem Kirchenkreis ausnahmsweiſe mehrere Superintendenturen, ſo werden u 
Befugniſſe und Obliegenheiten der Superintendenten vom Provinzialkirchenrat abgegrenzt. 


Dritter Abſchnitt. 
Kirchenprovinzen 
Artikel 81. 
) Die Kirchenprovinzen ſetzen ſich aus Kirchenkreiſen zuſammen. Sie find in Einheit ba 
Verfaſſung und Verwaltung mit der Kirche verbunden. 
(2) Die Kirchenprovinzen bleiben in ihren bisherigen Grenzen beſtehen. Anderungen erfolge!" 
nach Anhörung der beteiligten Provinzialſynoden durch Kirchengeſetz. 
(3) Anderungen ſolcher Gemeindegrenzen, die zugleich Grenzen einer Kirchenprovinz ſind, a 
die Veränderung der letzteren ohne weiteres nach ſich. 43 


Artikel 82. 
050 Jede Kirchenprovinz bildet einen Selbſtverwaltungskörper (Provinzialſynodalverband) und 
zugleich einen Verwaltungsbezirk der Kirche. 
(2) Gegenſtand der Selbſtverwaltung find die Verwaltung des Vermögens und der Sonde 
einrichtungen der Kirchenprovinz ſowie ſolche Aufgaben, die ihr von der Kirche übertragen oder 
laſſen werden. 
(3) Die Organe des Provinzialſynodalverbandes ſind die Provinzialſynode und der Provinzial f 
kirchenrat. Der Provinzialkirchenrat iſt zugleich Organ der allgemeinen kirchlichen Verwaltung. 


J. Provinzialſynode. 


Artikel 83. : jun 
(1) Die Provinzialſynode iſt berufen, im Zuſammenwirken mit den Generalſuperintenden 1 
und dem Konſiſtorium das geſamte kirchliche Leben der Kirchenprovinz zu pflegen und zu fördern 
über der äußeren kirchlichen Ordnung im Rahmen des kirchlichen Rechtes zu wachen. ub 
(2) Sie hat auf die Beſeitigung kirchlicher, ſittlicher und ſozialer Mißſtände hinzuwirken n u 

die evangeliſche Liebestätigkeit zu fördern, nötigenfalls durch Anträge an Behörden und Körper] alte 
der Kirchenprovinz oder durch öffentliche Kundgebungen. Sie kann auch aus anderen Anläſſen Keule m ö 
gebungen erlaſſen und Anſprachen an die Gemeinden richten. Dieſe Pflichten und Rechte übt, ſo 
die Synode nicht verſammelt iſt, der Provinzialkirchenrat aus. 
(3) Die Provinzialſynode hat ferner 10 

1. die Vorlagen des Kirchenſenats und des Oberkirchenrats, des Provinzialtirchenrats 

des Konſiſtoriums ſowie die Vorlagen der Generalſuperintendenten zu erledigen, ’ 

2. über Anträge der Kreisſynoden zu beſchließen und deren Rechnungsweſen zu ben 
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die Haushaltspläne für die provinzialkirchlichen Kaſſen aufzuſtellen und die Jahres 

rechnungen abzunehmen, 

die Umlagen für die Kirche ſowie für die eigenen Bedürfniſſe der Kirchenprovinz nach 

Maßgabe der allgemeinen kirchlichen Beſtimmungen auszuſchreiben, 

5. über Bürgſchaften des Provinzialſynodalverbandes und über die Aufnahme von Anleihen 
zu beſchließen, durch die der Schuldenbeſtand des Verbandes vermehrt wird und die 
nicht aus den laufenden Einkünften derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden 
können, 

6. über die Veranſtaltung regelmäßig wiederkehrender Kirchenkollekten in der Kirchen⸗ 
provinz in den Grenzen eines vom Kirchenſenat aufzuſtellenden Planes zu beſchließen, 

7. die Grundſätze für die Verwaltung beſonderer Einrichtungen und Anſtalten des Provinzial⸗ 

ſynodalverbandes aufzuſtellen, 

die Durchführung der allgemeinen kirchlichen Grundſätze über die Anſtellung und Amts⸗ 

bezeichnung der Beamten des Provinzialſynodalverbandes (Art. 111 Abſ. 2 Ziff. 6) 

zu regeln. 

(4) An den theologiſchen Prüfungen nimmt die Provinzialſynode durch Mitglieder teil, die ſie 
aus ihrer Mitte wählt. 


— 
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Artikel 84. 

(1) Die Provinzialſynode kann kirchliche Provinzialgeſetze beſchließen. Dieſe bedürfen der Beſtätigung 
durch den Kirchenſenat. Lehnt er die Beſtätigung ab, jo iſt über fie auf Verlangen des Provinzial- 
kirchenrats unter Anhörung ſeiner Mitglieder nochmals im Kirchenſenat zu beraten. 

(2) Die Provinzialgeſetze erhalten verbindliche Kraft durch Verkündung im Kirchlichen Geſetz⸗ 
und Verordnungs-Blatt gemäß den für Kirchengeſetze geltenden Beſtimmungen. 


Artikel 85. 
% 

Über die Einführung von Geſangbüchern in der Provinz beſchließt die Provinzialſynode. Gegen 
die Verpflichtung zur Einführung ſteht jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchsrecht zu. Die Zulaſſung 
von Lehrbüchern für den kirchlichen Unterricht bedarf der Genehmigung der Provinzialſynode. 

Artikel 86. 
(1) Die Provinzialſynode wird von 4 zu 4 Jahren neugebildet. 
(2) Sie beſteht aus 
1. Mitgliedern, die von den Gemeinden der Kirchenprovinz durch die Mitglieder der 
Gemeindekörperſchaften gewählt werden, 
2. einem Vertreter der evangeliſch-theologiſchen Fakultät der Provinzialuniverſität, 
3. Mitgliedern, deren Entſendung oder Berufung nach Art. 89 erfolgt. 

(3) Außerdem gehören der Präſes der Provinzialſynode und die von dieſer in den Provinzial⸗ 
kirchenrat gewählten Mitglieder auch der nächſten Provinzialſynode als Mitglieder an. 

(4) Sämtliche Mitglieder müſſen in der Kirchenprovinz ihren Wohnſitz haben. 

Artikel 87. g 

(1) Die Zahl der von den Gemeinden zu wählenden Mitglieder wird durch kirchliches Provinzial, 
geſetz feſtgeſetzt. 5 i 

(2) Zum Zwecke der Wahl werden die Kirchenprovinzen durch Zuſammenlegung von Kirchen— 
kreiſen in Wahlbezirke eingeteilt, die ſo groß ſein müſſen, daß der Grundſatz der Verhältniswahl ſich 
auswirken kann. 5 

(3) In jedem Wahlbezirke find ein Drittel aus den in der Kirchenprovinz wohnenden Geiſtlichen, 
wei Drittel aus weltlichen Gemeindegliedern der Kirchenprovinz zu wählen. 
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() Die Wahlen ſind im unmittelbaren und geheimen Verfahren nach den Grundſätzen der 


Verhältniswahl vorzunehmen. 
(5) Die Aufſtellung von Provinzliſten zur Auswertung der Reſtſtimmen iſt zu ermöglichen. 


(6) Die näheren Vorſchriften trifft ein Kirchengeſetz, das gleichzeitig mit dieſer Verfaſſung in j 

Kraft tritt. 

Artikel 88. 

Die evangeliſch-theologiſche Fakultät der Provinzialuniverſität hat das Recht, aus ihrer Mitte 

einen Vertreter in die Provinzialſynode zu entſenden. . 

Artikel 89. | 

(1) Die in Art. 86 Abf. 2 Ziff. 3 genannten Mitglieder dürfen der Zahl nach nicht mehr als 

ein Sechſtel der übrigen Mitglieder ausmachen. | 
(2) Ein Fünftel dieſer Mitglieder, höchſtens aber fünf, beruft der Kirchenſenat im Einvernehmen 

mit dem Provinzialkirchenrat. | 

r (3) Die anderen ſollen von den großen evangeliſchen Verbänden, Vereinen und Anſtalten, den 


evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrern und Lehrerinnen an den höheren, mittleren un 
Volksſchulen, von den Organiſten und Kirchenchorleitern ſowie den ſonſtigen Kirchengemeindebeamten in 
der Kirchenprovinz aus ihrer Mitte entſendet werden. Die Provinzialſynode verteilt fie am Schluſſe 
jeder ordentlichen Tagung für die nächſte Wahl auf die Berechtigten und beſtimmt, welche Vertretungen 
der Berechtigten ſie zu entſenden haben. f 

(4) Das Nähere wird durch kirchliches Provinzialgeſetz geordnet. 

Artikel 90. 

(1) Die Provinzialſynode tritt alle 2 Jahre zuſammen. 

(2) Zu außerordentlichen Tagungen iſt ſie einzuberufen, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder oder 
der Provinzialkirchenrat oder der Kirchenſenat es verlangt. 7 

(3) Ort und Beginn der Tagung beſtimmt der Provinzialkirchenrat. l 

(4) Anläßlich der Eröffnung der Synode findet in der Regel ein Gottesdienſt ſtatt. Die 
Sitzungen werden mit Gebet eröffnet und geſchloſſen. 

(5) Der Tagung der Provinzialſynode wird innerhalb der Provinz im Hauptgottesdienſte 
fürbittend gedacht. 


Artikel 91. 

(1) Die Provinzialſynode wählt zu Beginn jeder erſten ordentlichen Tagung für die Dauer 
der Wahlzeit aus ihrer Mitte den Präſes und deſſen Stellvertreter. Dieſe bleiben bis zur Neuwahl 
eines Präſes im Amte. 

(2) Der Präſes beruft die Synode, eröffnet und ſchließt die Tagung, leitet die Verhandlungen, 
handhabt die äußere Ordnung und führt den Schriftwechſel. 

(3) Die Bildung von Sonderausſchüſſen aus der Provinzialſynode über die Tagung der Synode 
hinaus regelt ſich nach Art. 98 Abſ. 4 bis 6. 


Artikel 92. 


() Die Generalſuperintendenten und der Konſiſtorialpräſident ſind berechtigt und auf Verlan 
der Provinzialſynode verpflichtet, an den Verhandlungen teilzunehmen. Sie können in der Synode W 
in ihren Ausſchüſſen jederzeit das Wort ergreifen und Anträge ſtellen. Auf Verlangen des Vorſitzende 
des Konſiſtoriums und des Konſiſtorialpräſidenten ſind an ihrer Stelle die Mitglieder des Konſiſtorium? 
zum Worte zuzulaſſen. a f 
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f (2) Auch der Präſes der Generalſynode, der Präſident des Oberkirchenrats und Beauftragte 
es Kirchenſenats können an den Verhandlungen teilnehmen, jederzeit das Wort ergreifen und 
Anträge ftellen. 

(3) Alle Beſchlüſſe der Provinzialſynode ſind dem Kirchenſenat zur Kenntnis vorzulegen 


Artikel 93. 
3 Der Provinzialſynode ift bei jeder Tagung vom Provinzialkirchenrat über ſeine Tätigkeit ſowie 
über alle wichtigen Ereigniſſe, die in der Kirchenprovinz ſeit der letzten Tagung auf dem Gebiete des 
irchlichen Lebens eingetreten find, Bericht zu erſtatten. Der Bericht ift zur Beſprechung zu ſtellen. 


Artikel 94. 

(1) Auf Beſchluß des Kirchenſenats können mehrere Provinzialſynoden mit ihrem Einverſtändniſſe 
zur Beſchlußfaſſung über gemeinſame Einrichtungen zu vereinigter Verſammlung berufen werden. Die 
vereinigte Verſammlung regelt den Vorſitz und den Geſchäftsgang. Die Regelung bedarf der Genehmigung 
des Kirchenſenats. 

5 (2) Verfaſſungsmäßige Aufgaben der einzelnen Provinzialſynodalverbände können ihnen durch 
N die vereinigte Verſammlung nicht ohne ihren Willen entzogen werden. 


II. Provinzialkirchenrat. 
Artikel 95. 
(1) Der Provinzialkirchenrat führt die laufende Verwaltung des Provinzialſynodalverbandes. 
(2) Er hat insbeſondere 

1. die Verſammlungen der Provinzialſynode vorzubereiten, die Legitimation ihrer Mitglieder 
und die Rechnungen vorzuprüfen ſowie die der Provinzialſynode vorzulegenden Geſetz⸗ 
entwürfe feſtzuſtellen, 

2. die Beſchlüſſe der Provinzialſynode auszuführen, zu kirchlichen Provinzialgeſetzen die 
Ausführungsanweiſungen zu geben und den Kreisſynoden die weſentlichen Ergebniſſe der 
Verhandlungen mitzuteilen, 

3. den Provinzialſynodalverband gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

(3) Der Provinzialkirchenrat beſchließt über außerplanmäßige Ausgaben und Überſchreitungen 
> des Haushaltsplans; ſie ſind nur im Falle eines unvorhergeſehenen und unabweisbaren Bedürfniſſes 
zuläſſig. Die nachträgliche Genehmigung der Provinzialſynode iſt erforderlich. 
(4) Als Organ der allgemeinen kirchlichen Verwaltung hat der Provinzialkirchenrat die ihm 
durch dieſe Verfaſſung oder durch Kirchengeſetz zugewieſenen Aufgaben zu erfüllen. 
5 (5) Für Fälle einfacherer Art ſowie für die Vertretung des Provinzialſynodalverbandes (Abſ. 2 
Riff, 3) kann der Provinzialkirchenrat ſeine Befugniſſe dem Konſiſtorium übertragen. 


Artikel 96. 
(1) Der Provinzialkirchenrat iſt zugleich berufen, das Konſiſtorium in der Erfüllung der ihm 
obliegenden Aufgaben der allgemeinen kirchlichen Verwaltung zu beraten und zu fördern. 
(2) Das Konſiſtorium hat zu dieſem Zwecke den Provinzialkirchenrat von allen bedeutſamen 
Vorgängen des kirchlichen Lebens zu unterrichten und ſich vor Erlaß allgemeiner provinzialkirchlicher Ver⸗ 
gungen, ſoweit die Wichtigkeit der Sache es angezeigt erſcheinen läßt, des Einverſtändniſſes des 
Provinzialkirchenrats zu vergewiſſern. Daß dies geſchehen, iſt in der Verfügung zu erwähnen. Ins 
eſondere bedarf das Konſiſtorium der Zuſtimmung des Provinzialkirchenrats zur Veranſtaltung ein⸗ 
maliger und außerordentlicher Kirchenkollekten. i 8 ö 
(3) Anderſeits hat der Provinzialkirchenrat beachtenswerte Wünſche, die in der Kirchenprovinz 
hervortreten, in ſeinem Schoße zu erörtern und bei den zuſtändigen Stellen auf die Abſtellung von 


ißſtänden hinzuwirken. 


: Artifel 97. 
(1) Dem Provinzialkirchenrat gehören an: 
1. der Präſes der Synode, 
2. weitere Mitglieder, die von ihr in jeder erſten ordentlichen Tagung gewählt werden und 
bis zur nächſten Wahl im Amte bleiben, ö 
3. die Generalſuperintendenten und der Konſiſtorialpräſident, 
4. ein Mitglied des Konſiſtoriums, das von deſſen Vorſitzenden für den einzelnen Fall 
beſtimmt wird, 
5. weitere vom Oberkirchenrat zu beſtimmende Mitglieder des Konſiſtoriums, ſoweit von der 
Provinzialſynode eine Verſtärkung des Provinzialkirchenrats gewünſcht wird. 

(2) Der Provinzialkirchenrat muß jo zuſammengeſetzt werden, daß die Geiſtlichen in der 
Minderheit ſind und die Zahl der Mitglieder zu Ziff. 1 und 2 doppelt ſo groß iſt wie die der Mit⸗ 
glieder zu Ziff. 3, 4 und 5. Für das Zahlenverhältnis zwiſchen Geiſtlichen und Weltlichen bleibt das 
Mitglied unter Ziff. 4 außer Betracht. 

(3) Für die Mitglieder aus der Synode find Stellvertreter zu wählen; für die General- 
ſuperintendenten, den Konſiſtorialpräſidenten und die Mitglieder des Konſiſtoriums treten bei Behinderung 
ihre geſchäftsordnungsmäßigen Vertreter ein. : 

(4) Den Vorſitz führt der Präſes der Synode, im Falle feiner Behinderung ein vom Provinzial 
kirchenrat aus ſeiner Mitte gewähltes Mitglied. 


Artikel 98. 


(1) Der Provinzialkirchenrat tritt auf Berufung feines Vorſitzenden zuſammen. Der Vorſitzende 
muß ihn berufen, wenn ein Drittel ſeiner Mitglieder, ein Generalſuperintendent oder das Konſiſtorium 
es verlangt. 


(2) Der Provinzialkirchenrat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder deſſen Stell- 
vertreter mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder anweſend iſt. Er faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmen- 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag; bei Wahlen entſcheidet das Los. 

(3) Mitglieder des Konſiſtoriums, die dem Provinzialkirchenrat nicht angehören, find berechtigt 
und auf Wunſch des Provinzialkirchenrats oder auf Anordnung des Vorſitzenden des Konſiſtoriums ver- 
pflichtet, an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Der Provinzialkirchenrat kann ſich im Einverſtändniſſe mit der Provinzialſynode oder auf 
ihre Anregung zur Vorbereitung und Fortführung ihrer Aufgaben Sonderausſchüſſe angliedern, ins— 
beſondere zur Erfüllung der öffentlichen Miſſion der Kirche, für die ſoziale Aufgabe und zum Dienſt 
an der heranwachſenden Jugend. Die Provinzialſynode kann in dieſe Ausſchüſſe Vertreter entſenden 
und der Provinzialkirchenrat Sachverſtändige berufen. Die Vorſitzenden der Sonderausſchüſſe werden 
vom Provinzialkirchenrat ernannt. f 

(6) Die Sonderausſchüſſe find dem Provinzialkirchenrat verantwortlich. Zu Beſchlüſſen, die der 
Kirchenprovinz Verpflichtungen auferlegen, ſind ſie nicht befugt. 

(6) Das Nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung, die ſich der Provinzialkirchenrat gibt. In ihr 
wird auch die etwaige ſchriftliche Abſtimmung geregelt. Die Geſchäftsordnung bedarf der Genehmigung 
der Provinzialſynode. 

(7) Ausfertigungen der Beſchlüſſe werden vom Vorſitzenden unterzeichnet. Urkunden, die den 
Provinzialſynodalverband Dritten gegenüber verpflichten ſollen, ſind namens des Provinzialkirchenrats 
von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter unter Beidrückung des Verbandſiegels zu vollziehen; 
dadurch wird Dritten gegenüber die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſtellt. 
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III. Generalſuperintendent und Evangeliſches Konſiſtorium. 
Artikel 99. 


de () Die Organe der allgemeinen kirchlichen Verwaltung in der Kirchenprovinz find der oder 
2 Generalſuperintendenten und das Evangeliſche Konfiftorium; Art. 82 Abſ. 3 Satz 2 und Art. 95 
Ab. 4 blei i 

eiben unberührt. 

Enn (2) Die Generalſuperintendenten und das Konſiſtorium ſind gehalten, ihre Tätigkeit in engem 
ua vernehmen mit der provinzialkirchlichen Selbſtverwaltung auszuüben und deren Ausbau zu fördern. 
ft (3) Sie haben der Provinzialſynode bei jeder ordentlichen Tagung einen Tätigkeitsbericht zu 
2 atten. Der Bericht iſt zur Beſprechung zu ſtellen. 


Artikel 100. 


7 (1) Die geiſtliche Leitung der Kirchenprovinzen liegt den Generalſuperintendenten ob. 
5 die (2) Der Wirkungskreis eines Generalſuperintendenten umfaßt in den kleineren Kirchenprovinzen 
nit ganze Provinz, in den größeren verbleibt es bei der beſtehenden Einteilung in mehrere Sprengel 
® in einem Generalſuperintendenten. Die Sprengel und Amtsſitze können vom Kirchenſenat mit Zu⸗ 
= Yorker 0 der Provinzialſynode geändert werden; die Generalſuperintendenten der Kirchenprovinz ſind 
der zu hören. ö 
3 Artikel 101. 
Feine ) Die Generalſupermtendenten haben das Geſamtleben der Kirchenprovinz zu beobachten, auf 
\ 0 n Aufbau im Sinne der Kirche hinzuwirken und Angriffe gegen die Kirche abzuwehren. Sie ſollen 
die chriſtliche Leben in den Gemeinden und Kirchenkreiſen pflegen und fördern ſowie über der gottes— 
enſtlichen Ordnung wachen. 5 
(2) Ihnen liegt insbeſondere ob 
bei der Pfarrbeſetzung und der Beſtellung der Superintendenten mitzuwirken, 
die theologiſchen Prüfungen vorzubereiten und zu leiten, 
die Kandidaten, die Pfarrer und die Superintendenten geiſtlich und perſönlich zu beraten, 
von den Zuſtänden in den Gemeinden und Kirchenkreiſen durch regelmäßige Beſuche und, 
wo es herkömmlich iſt, durch Viſitationen in beſonderer Form ſich eine genaue Kenntnis 
zu verſchaffen, 
5. die kirchlichen Intereſſen auf dem Gebiete der Schule zu wahren und des geſamten Dienſtes 
an der heranwachſenden Jugend ſich anzunehmen, 
6. ein gedeihliches Zuſammenwirken mit der inneren und äußeren Miſſion, der ſozialen Fürſorge 
und der öffentlichen Wohlfahrtspflege anzuſtreben, 
7. alljährlich mindeſtens einmal die Superintendenten ihres Sprengels zu einer Beſprechung 
8 über Angelegenheiten des kirchlichen Lebens zu berufen, wobei auch Anträge geſtellt 
ar werden können. b 
die 6 (3) In der Erfüllung ſeiner Aufgaben iſt jeder Generalſuperintendent ſelbſtändig; doch haben 
eh zeneralſuperintendenten einer Kirchenprovinz ſich in grundſätzlichen Fragen zu verſtändigen und auf 
3 eitliche Leitung der Sprengel Bedacht zu nehmen. 
N upon (4) Zur Beratung innerkirchlicher Fragen von größerer Bedeutung können die General⸗ 
a r ntendenten aller Provinzen nach Bedürfnis zuſammentreten. Sie geben ſich die Geſchäftsordnung 
8 a Verſammlungen und für den geſchäftlichen Verkehr untereinander. Sie wählen ihren Vor⸗ 
dir 0 en und deſſen Stellvertreter aus ihrer Mitte. Sie können gemeinſam der Generalſynode und dem 
Au Beet Beſchlüſſe und Anträge vorlegen. Bei der Wahl eines Generalſuperintendenten ſind ſie 


— 9 


| 312 I 


Artikel 102. 
(1) Die Generalſuperintendenten werden bei Erledigung ihrer Obliegenheiten durch die geiſtlichen 
Mitglieder und Hilfsarbeiter des Konſiſtoriums nach Bedarf unterſtützt und vertreten. 
(2) Die Regelung geſchieht durch den Vorſitzenden des Konſiſtoriums. 2 
(3) Auf Beſchluß des Provinzialkirchenrats dürfen die Generalſuperintendenten auch beſondere 
Hilfsarbeiter zu ihrer Unterſtützung heranziehen. 


Artikel 103. 


(1) Die Geſchäfte der allgemeinen kirchlichen Verwaltung in der Kirchenprovinz werden, ſoweit 
ſie nicht durch dieſe Verfaſſung oder durch Kirchengeſetz anderen Stellen überwieſen ſind, unter Auſſicht 
des Oberkirchenrats vom Konſiſtorium geführt. a 

(2) Sie umfaſſen insbeſondere die Aufſicht über die Gemeinden und die Kirchenkreiſe ſowie, 
unbeſchadet des Art. 101 Abſ. 1 und 2, die Dienſtaufſicht über die Geiſtlichen, Kandidaten und 
Gemeindebeamten der Kirchenprovinz. 


Artikel 104. 


(1) Das Konſiſtorium iſt ein Kollegium. Es beſteht aus den Generalſuperintendenten, dem 
Konſiſtorialpräſidenten und aus geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern. Sie ſind Beamte der Kirche, 
die haupt⸗ oder nebenamtlich auf Lebenszeit berufen werden; die Anſtellung im Nebenamte kann auch 
für die Dauer des Hauptamts erfolgen. 

(2) Den Vorſitz führt ein Generalſuperintendent. Iſt die Kirchenprovinz in mehrere Sprengel 
geteilt, jo wechſeln die Generalſuperintendenten im Vorſitz in der Reihenfolge ihres Dienſtalters von 2 
zu 2 Jahren. Bei Behinderung werden die Geſchäfte des Vorſitzenden von dem jeweiligen Vorgänger 
wahrgenommen. Verzicht auf den Vorſitz iſt mit Genehmigung des Kirchenſenats zuläſſig. 


Artikel 105. 

(1) Der Konſiſtorialpräſident iſt der ſtändige Vertreter des Vorſitzenden bei Erledigung der 
laufenden Geſchäfte des Konſiſtoriums. Er handelt in dieſer Vertretung ſelbſtändig unter eigener 
Verantwortung. 

(2) Der Konſiſtorialpräſident muß rechtskundig ſein und iſt im Hauptamt anzuſtellen. 

(3) Der Kirchenſenat kann ein oder mehrere hauptamtliche rechtskundige Mitglieder für die 
Dauer ihres Amtes mit der Unterſtützung und Vertretung des Konſiſtorialpräſidenten betrauen. 


Artikel 106. 


(1) Die Generalſuperintendenten und das Konſiſtorium haben ſich bei Erfüllung ihrer Aufgaben 
in engem Einvernehmen zu halten und zu unterſtützen. Die Generalſuperintendenten werden zu dieſem 
Zwecke das Konſiſtorium über alle wichtigen Fragen ihres Wirkungskreiſes dauernd auf dem 
Laufenden halten. 

(2) Bei Meinungsverſchiedenheiten über die Grenzen der Zuſtändigkeit befindet zunächſt der 
Vorſitzende des Konſiſtoriums, nötigenfalls entſcheidet der Oberkirchenrat. 2 


Artikel 107. 


(1) Die Generalſuperintendenten, der Konſiſtorialpräſident und die Mitglieder des Konſiſtoriums 
werden nach Anhörung des Provinzialkirchenrats vom Kirchenſenat ernannt. 

6 (2) Bei der Wahl der Generalſuperintendenten und des Konſiſtorialpräſidenten ſind die Mit 
glieder des Provinzialkirchenrats auf ihren Wunſch mit beratender Stimme an der Verhandlung im 
Kirchenſenat zu beteiligen. Hat der Provinzialkirchenrat gegen einen beſtimmten Vorſchlag Einſpruch 
erhoben, ſo bedarf es zur Wahl des Vorgeſchlagenen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 


des Kirchenſenats. 
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Artikel 108. 
() Der Kirchenſenat erläßt die Dienſtanweiſungen für die Generalſuperintendenten und für die 
Konſiſtorien nach Anhörung der Provinzialkirchenräte. 
(2) Er erläßt nähere Vorſchriften über die Befugniſſe der Vorſitzenden der Konſiſtorien gegen- 
über dem Kollegium, über ihre dienſtliche Stellung zu den anderen Generalſuperintendenten und über 
das dienſtliche Verhältnis mehrerer Generalſuperintendenten einer Kirchenprovinz untereinander. 


Vierter Abſchnitt. 
Kirche. 
J. Generalſynode. 
Artikel 109. 


() Die Generalſynode iſt berufen, dem äußeren und inneren Aufbau der Kirche und ihrer Erhaltung 
und Ausgeſtaltung als Volkskirche auf dem Grunde des evangeliſchen Bekenntniſſes zu dienen. Sie ſoll die 
Gemeinden und die Geiſtlichen zur Gemeinſchaft des Glaubens, der Liebe und der Arbeit verbinden. 

(2) Sie hat auf die Beſeitigung kirchlicher, fittlicher und ſozialer Mißſtände hinzuwirken, nötigenfalls 
durch Anträge an Behörden und Körperſchaften oder durch öffentliche Kundgebungen. Sie kann auch 
aus anderen Anläſſen Kundgebungen erlaſſen und Anſprachen an die Gemeinden richten. 

(3) Sie ſoll die Selbſtändigkeit der Gemeinden, Kreis- und Provinzialſynodalverbände anregen, 
ihrer Selbſtändigkeit weitherzig und vertrauensvoll die Grenzen ziehen und ſie in dieſen Grenzen ſchützen. 
Sie ſoll aber auch die Einheit der Kirche gegen auflöſende Beſtrebungen aller Art wahren. 


Artikel 110. 


Die Generalſynode erläßt die Kirchengeſetze, übt das kirchliche Steuerrecht aus und ſtellt all- 
gemeine Grundſätze für die kirchliche Verwaltung auf. 


Artikel 111. 

(1) Die Generalſynode hat insbeſondere 
1. die Reinheit der evangeliſchen Lehre in der Kirche zu wahren, 

2. für den unverkürzten Beſtand der Rechte der Kirche, namentlich auch auf dem Gebiete der 
Schule einzutreten, 

3. die evangeliſche Liebestätigkeit zu fördern, 

4. die Einhaltung und Durchführung der Verfaſſung, der Geſetze und Ordnungen der Kirche 
zu überwachen und zu ſichern. ; 

(2) Die Generalſynode hat ferner 
1. die Vorlagen der Kirchenleitung zu erledigen, 

2. über Anträge der Provinzialſynoden zu beſchließen, 

3. die Haushaltspläne der Kirche und der allgemeinen kirchlichen Kaſſen feſtzuſtellen und die 
Jahresrechnungen abzunehmen, 

4. über Bürgſchaften der Kirche und über Aufnahmen von Anleihen zu beſchließen, durch die 

der Schuldenbeſtand der Kirche vermehrt wird und die nicht aus den laufenden Einkünften 

derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können, 

5. über die Veranſtaltung regelmäßig wiederkehrender Kirchenkollekten zu beſchließen, die im 
Geſamtgebiete der Kirche veranſtaltet werden ſollen, 

6. die Grundſätze für die Anſtellung der Beamten der Kirche, ihrer Verbände und Gemeinden 
aufzuſtellen und deren Amtsbezeichnungen zu beſtimmen. Bei Anderungen von Amts— 
bezeichnungen, welche durch die Verfaſſung feſtgeſetzt ſind, insbeſondere für die Beilegung 
der Amtsbezeichnung Biſchof an die Generalſuperintendenten, bedarf es eines Kirchengeſetzes. 
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Artikel 112. 


(1) Der Regelung durch Kirchengeſetz bleiben folgende Gegenſtände vorbehalten 
die kirchliche Lehrfreiheit und Lehrverpflichtung der Geiſtlichen, 
die gottesdienſtliche Ordnung, 
die Einführung und Abſchaffung allgemeiner kirchlicher 5 
die Kirchenzucht, 
die kirchlichen Bedingungen der Trauung, 
die Ordnung der Konfirmation, 
das kirchliche Umlagen⸗ und Beſteuerungsrecht, 
„die Heranziehung des Kirchen- und Pfarrvermögens zu Abgaben, 
die Grundſätze für die Errichtung und Aufhebung von Pfarrſtellen ſowie für die Beſetzung 
der geiſtlichen Amter, 
10. die kirchlichen Erforderniſſe für die Anſtellung im geiſtlichen Amte, 
11. die dienſtrechtlichen Verhältniſſe der Geiſtlichen und der im Dienſte der Kirche, ihrer 
Verbände und Gemeinden ſtehenden Beamten. 
a (2) Die Generalſynode hat das Recht, auch andere Gegenſtände der kirchlichen Ordnung durch 
Kirchengeſetz zu regeln. 
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Artikel 113. 
Kirchengeſetze werden unter Hinweis auf den Beſchluß der Generalſynode durch den Kirchenſenat 
im Kirchlichen Geſetz⸗ und Verordnungs⸗Blatt verkündet. Sie erhalten ihre verbindliche Kraft, wenn 
nichts anderes beſtimmt iſt, mit dem 14. Tage nach der Ausgabe des Blattes. 
Artikel 114. 
(1) Kirchengeſetze gehen den kirchlichen Provinzialgeſetzen vor. 
(2) Kirchengeſetze, die nur für eine Kirchenprovinz gelten ſollen, bedürfen der Zuſtimmung der 
Provinzialſynode dieſer Provinz. 
Artikel 115. 
(1) Bei Anderungen der gottesdienſtlichen Ordnung und der Ordnung der Konfirmation ſollen 
die Provinzialſynoden vor dem Beſchluſſe der Generalſynode gehört werden. 
(2) Sonderbeſtimmungen über die gottesdienſtliche Ordnung in den einzelnen Kirchenprovinzen 
bedürfen der Zuſtimmung der Provinzialſynode. 
(3) Gegen die Einführung abändernder Beſtimmungen ſteht jeder Gemeinde ein Widerſpruchs— 
recht zu, wenn ſie bei einer auf Geſetz oder Herkommen beruhenden älteren Ordnung zu bleiben beſchließt. 
(4) Durch vorübergehende Verhältniſſe bedingte Anordnungen für die gottesdienſtliche Ordnung 
werden vom Kirchenſenat getroffen. 
Artikel 116. 
(1) über die Einführung von Geſangbüchern für das geſamte Kirchengebiet beſchließt die 
Generalſynode. 
(2) Gegen die Verpflichtung zur Einführung ſteht jeder Provinzialſynode und jeder Gemeinde 
ein Widerſpruchsrecht zu. 
Artikel 117. 
(1) Die Generalſynode wird von 4 zu 4 Jahren neu gebildet. 
(2) Sie beſteht aus 
1. Mitgliedern, die von den Provinzialſynoden gewählt werden und einem Mitgliede, das 
von der Kreisſynode Hohenzollern aus den innerhalb der Hohenzollernſchen Lande wohn— 
haften Gemeindegliedern gewählt wird, 
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den Generalſuperintendenten und den Präſidenten der Provinzialſynoden, 

„Vertretern der evangeliſch-theologiſchen Fakultäten der Univerſitäten im Kirchengebiete, 

15 weiteren Mitgliedern, deren Entſendung oder Berufung nach Art. 120 erfolgt, 

5 Mitgliedern, die vom Kirchenſenat berufen werden, 

. Mitgliedern aus den außerpreußiſchen Teilen der Kirche nach näherer Regelung gemäß 
Art. 165. 


| N (8) Der Präſes und feine beiden Stellvertreter gehören auch der nächſten Generalſynode als 
Mitglieder an. 
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Artikel 118. 


. (1) Die von den Provinzialſynoden zu wählenden Mitglieder werden, vorbehaltlich einer 
Anderung durch Kirchengeſetz, ſo verteilt, daß auf Brandenburg 42, auf Sachſen 21, auf Oſtpreußen, 
ommern, Schleſien, Weſtfalen und Rheinprovinz je 18, auf die Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 3 entfallen. 
(2) In jeder Kirchenprovinz find ein Drittel aus den Geiſtlichen und zwei Drittel aus weltlichen 
b Gemeindegliedern zu wählen. 6 
. (3) Die Wahl erfolgt auf Grund gebundener Wahlvorſchläge nach den Grundſätzen der Ver⸗ 
8 hältniswahl oder, falls kein Widerſpruch erhoben wird, durch Zuruf. 


Artikel 119. 


Die evangeliſch⸗theologiſchen Fakultäten der Univerſitäten im Kirchengebiete haben das Recht, 
Su ihrer Mitte einen Vertreter in die Generalſynode zu entſenden. 


Artikel 120. 


Verb (1) Die in Art. 117 Abſ. 2 Ziff. 4 genannten Mitglieder ſollen von den großen evangeliſchen 
erbänden, Vereinen und Anſtalten, den evangeliſchen Religionsunterricht erteilenden Lehrern und 
Lehrerinnen an den höheren, mittleren und Volksſchulen, von den Organiſten und Kirchenchorleitern 
ſowie den ſonſtigen Kirchengemeindebeamten aus ihrer Mitte entſendet werden. Die Generalſynode 
verteilt fie am Schluſſe jeder ordentlichen Tagung für die nächſte Wahl auf die Berechtigten und beſtimmt, 
elche Vertretungen der Berechtigten ſie zu entſenden haben und wie viele von ihnen in Ermangelung 
entſendungsfähiger Vertretungen von dem Kirchenſenat zu berufen ſind. 
(2) Das Nähere wird durch Kirchengeſetz geordnet. 


Artikel 121. 

(1) Die Generalſynode tritt alle 4 Jahre zuſammen. 
Ta (2) Zu außerordentlichen Tagungen iſt ſie einzuberufen, wenn ſie ſelbſt es in einer ordentlichen 
vi gung beſchließt oder wenn es mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder oder der Kirchenſenat oder mindeſtens 

rovinzialkirchenräte verlangen. 

(8) Ort und Beginn der Tagung beſtimmt der Kirchenſenat. 
mit (0 Anläßlich der Eröffnung der Synode findet ein Gottesdienſt ſtatt. Die Sitzungen werden 
i Schriſtverleſung und Gebet eröffnet und mit Gebet geſchloſſen. 


für; (6). Der Tagung der Generalſynode wird im geſamten Kirchengebiet im Hauptgottesdienſte 
rbittend gedacht. 
Artikel 122. 
() Die Generalſynode wählt zu Beginn jeder ordentlichen Tagung für die Dauer der Wahlzeit 
r Mitte den Präſes und zwei Stellvertreter. Von dieſen muß einer den geiſtlichen, einer den 
n Mitgliedern angehören. Die Gewählten bleiben bis zur Neuwahl im Amte. 
ſchli 2 Der Präſes bereitet die Verſammlungen der Synode vor, beruft die Synode, eröffnet und 
N 155 die Tagung, leitet die Verhandlungen, handhabt die äußere Ordnung und führt den Schriſtwechſel. 
en Ausſchüſſen kann er jederzeit das Wort nehmen und Anträge ſtellen. 


aus ihre 
weltliche 


316 
(3) Die Bildung von Sonderausſchüſſen aus der Generalſynode über die Tagung der Synode 
hinaus regelt ſich nach Art. 130 Abſ. 2 bis 4. 
Artikel 123. 


Die Präſidenten des Kirchenſenats und des Oberkirchenrats ſind berechtigt, in der Generalſynode 
wie in ihren Ausſchüſſen jederzeit das Wort zu ergreifen und Anträge zu ſtellen. Auf Verlangen des 
Präſidenten des Oberkirchenrats ſind an ſeiner Stelle die Vizepräſidenten und die Mitglieder des Ober— 
kirchenrats zum Worte zuzulaſſen. a 

Artikel 124. 


Der Generalſynode iſt bei jeder Tagung vom Kirchenſenat über ſeine Tätigkeit ſowie über alle 


wichtigen Ereigniſſe, die auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens ſeit der letzten Tagung eingetreten ſind, 


Bericht zu erſtatten. Der Bericht iſt zur Beſprechung zu ſtellen. 


Artikel 125. 


Gegen Beſchlüſſe der Generalſynode kann der Kirchenſenat binnen 3 Monaten nach Eingang 
der Beſchlüſſe Einſpruch erheben. Der Beſchluß des Kirchenſenats bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen. Der Gegenſtand iſt der Synode bei der nächſten Tagung nochmals vorzulegen. Hält 
die Synode ihren Beſchluß aufrecht, ſo iſt danach zu verfahren. 


II. Kirchenſenat⸗ 
Artikel 126. 


(1) Der Kirchenſenat hat die Kirche nach der Verfaſſung, den Kirchengeſetzen und den von der 
Generalſynode aufgeſtellten Grundſätzen zu leiten. Auf ihn gehen, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, 
die Befugniſſe über, die nach bisherigem Rechte dem König als Träger des landesherrlichen Kirchen— 
regiments zuſtanden. 

(2) Er hat insbeſondere 

1. die Legitimation der Mitglieder der Generalſynode und die Rechnungen vorzuprüfen ſowie 
die der Generalſynode vorzulegenden Geſetzentwürfe feſtzuſtellen, 

2. die Beſchlüſſe der Generalſynode auszuführen und zu Kirchengeſetzen die Ausführungs— 
anweiſungen zu geben, 

3. die Disziplinargewalt über die Kirchenbeamten nach Maßgabe des Geſetzes auszuüben, 

4. den Präſidenten des Oberkirchenrats und die Generalſuperintendenten zu wählen, 


5. die Vizepräſidenten und Mitglieder des Oberkirchenrats ſowie die Konſiſtorialpräſidenten— 


und Mitglieder der Konſiſtorien zu wählen, wobei dem Präſidenten des Oberkirchenrats 
das Vorſchlagsrecht vorbehalten iſt, 

6. Angelegenheiten, die einen Beſchluß der Generalſynode erfordern, aber keinen Aufſchub 
dulden, durch Notverordnungen oder Einzelmaßnahmen zu regeln. 


Artikel 127. 


(1) Notverordnungen ſind nur zuläſſig, wenn die Generalſynode nicht verſammelt und ihre 
Einberufung nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht entſprechend iſt. Notverordnungen, die 
eine Anderung der Verfaſſung enthalten, bedürfen der Zuſtimmung von zwei Dritteln der Anweſenden. 


(2) Notverordnungen ſind als ſolche im Kirchlichen Geſetz- und Verordnungs-Blatt zu verkünden. 


Sie treten, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, mit der Verkündung in Kraft. 

(3) Notverordnungen find der Generalſynode bei ihrer nächſten Tagung zur Genehmigung vor“ 
zulegen. Wird die Genehmigung verſagt, ſo ſind ſie vom Kirchenſenat durch eine Verordnung außer 
Kraft zu ſetzen, die im Kirchlichen Geſetz- und Verordnungs⸗Blatt zu verkünden iſt. 
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Artikel 128. 
(1) Dem Kirchenſenat gehören an 
der Präſes der Generalſynode und ſeine beiden Stellvertreter, 
die Vorſitzenden der Provinzialkirchenräte, a 
10 weitere Mitglieder der Generalſynode, die von ihr in jeder ordentlichen Tagung gewählt 
werden und bis zur nächſten Wahl im Amte bleiben, 

4. der Präſident und die Vizepräſidenten des Oberkirchenrats ſowie ein geiſtliches und ein 
weltliches Mitglied dieſer Behörde, die von denn Präſidenten für den einzelnen Fall be— 
ſtimmt werden, 

5. die Vorſitzenden der Konſiſtorien. 

(2) Von den Mitgliedern in Ziffer 1 bis 3 darf nicht mehr als ein Drittel Geiſtliche ſein. 
(3) Für den Vorſitzenden des Provinzialkirchenrats tritt, wenn er nach Abſ. 1 Ziff. 1 oder 3 
dem Kirchenſenat angehört, ein weiteres Mitglied der Generalſynode ein. PH 
(4) Für den Vorſitzenden des Konſiſtoriums tritt, wenn die Kirchenprovinz nach Abſ. 1. Ziff. 1 
bis 4 durch einen Generalſuperintendenten vertreten iſt, der Konſiſtorialpräſident ein. 
(5) Eine Vermehrung der Konſiſtorien zieht eine Vermehrung der Mitglieder unter Abſ. 1 Ziff. 3 
derart nach ſich, daß auf jeden Vorſitzenden eines neuen Konſiſtoriums 2 neue ſynodale Mitglieder kommen. 
(6) Für die Mitglieder der Synode find Stellvertreter zu wählen; für die kraft ihres kirchlichen 
Amtes dem Kirchenſenat angehörenden Mitglieder treten bei Behinderung ihre geſchäftsordnungsmäßigen 
Vertreter in den Kirchenſenat ein. a 
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Artikel 129. 

(1) Vorſitzender im Kirchenſenat iſt der Präſes der Generalſynode. 

(2) Durch Kirchengeſetz kann der Vorſitz einem in beſonderem Amte zu berufenden Präſidenten 
des Kirchenſenats übertragen werden. In dieſem Falle ſind dem Präſes der Generalſynode im Kirchen- 
ſenat die gleichen Rechte zu ſichern wie dem Präſidenten des Oberkirchenrats und iſt die Erledigung der 
Geſchäfte der Generalſynode, die in Art. 126 dem Kirchenſenat übertragen ſind, einem rein ſynodalen 
Organe zuzuweiſen. 

a (3) Der Kirchenſenat wählt aus ſeiner Mitte für die Synodalperiode den Stellvertreter des 
Vorſitzenden. N 

() Der Kirchenſenat wird von dem Vorſitzenden berufen. Er muß berufen werden, wenn 
8 feiner Mitglieder oder der Präſident des Oberkirchenrats es verlangen. 

(5) Der Kirchenſenat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens die Hälfte des 
verfaſſungsmäßigen Mitgliederbeſtandes anweſend iſt und ſich unter den Anweſenden mindeſtens die 
Hälfte der verfaſſungsmäßigen Zahl der ſynodalen Mitglieder befindet. Er faßt ſeine Beſchlüſſe mit 
Stimmenmehrheit. Bei Wahlen entſcheidet, ſofern es ſich nicht um ſolche nach Art. 126 Abſ. 2 Ziff. 4 
und 5 handelt, bei Stimmengleichheit das Los. 


Artikel 130. 


(1) Der Kirchenſenat kann die Erledigung einzelner zu ſeiner Zuſtändigkeit gehöriger Geſchäfte 
oder beſtimmte Gattungen ſolcher Geſchäfte einem engeren Ausſchuß oder dem Oberkirchenrat übertragen. 
In dem engeren Ausſchuß muß die Zahl der ſynodalen Mitglieder doppelt jo groß ſein, als die Zahl 

der beamteten. 

(2) Er kann ſich im Einverſtändniſſe mit der Generalſynode oder auf ihre Anregung zur 
Vorbereitung und Fortführung ihrer Aufgaben Sonderausſchüſſe angliedern. Die Generalſynode kann 
in dieſe Ausſchüſſe Vertreter entſenden und der Kirchenſenat Sachverſtändige berufen. Die Vorſitzenden 
er Sonderausſchüſſe werden vom Kirchenſenat ernannt. 
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(3) Die Sonderausſchüſſe find dem Kirchenſenat verantwortlich. Zu Beſchlüſſen, die der Kirche 
Verpflichtungen auferlegen, find fie nicht befugt. E 
(4) Das Nähere beftimmt die Geſchäftsordnung, die ſich der Kirchenſenat gibt. In ihr wird 

auch die etwaige ſchriftliche Abſtimmung des engeren Ausſchuſſes geregelt. Die Geſchäftsordnung bedarf 
der Genehmigung der Generalſynode. 1 


III. Evangeliſcher Oberkirchenrat. 

Artikel 131. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrat leitet und verwaltet die inneren und äußeren Angelegenheiten 

der Kirche nach Maßgabe der Verfaſſung, der kirchlichen Geſetze und der vom Kirchenſenat in den 
Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit gegebenen Anweiſungen. Er iſt in allen Fällen einſchließlich der kirchlichen 
Aufſicht zuſtändig, in denen nichts anderes vorgeſchrieben iſt oder wird. I 


Artifel 132, 
(1) Der Oberkirchenrat iſt ein Kollegium. Er befteht aus einem Präſidenten, einem geiſtlichel 
und einem weltlichen Vizepräſidenten und geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern. N 


(2) Die Präſidenten werden auf Lebenszeit berufen, der geiſtliche Vizepräſident kann im 
Nebenamte berufen werden. 


(3) Die Mitglieder werden haupt- oder nebenamtlich auf Lebenszeit berufen; die Anſtellung IM 1 
Nebenamte kann auch für die Dauer des Hauptamts erfolgen. 4 


Artikel 133. 
(1) Der Präſident des Oberkirchenrats regelt den Geſchäftsgang. Er kann in dringlichen Fällen 
vor einer Entſcheidung des Oberkirchenrats unter eigener Verantwortung verfügen. 2 


(2) Er ernennt die Beamten der kirchlichen Verwaltung, foweit dieſes Recht nicht anderel 
Stellen übertragen iſt. Er iſt befugt, die Ernennung für einzelne Beamtengruppen den Vorſitzenden : 
der Konſiſtorien zu überlaſſen. 


(3) Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Oberkirchenrats werden von dem Präſidenten unterzeichuel I 


Artikel 134. 
(1) Der geiſtliche und der weltliche Vizepräſident find die ſtändigen Vertreter des Präſidentel 
in der Leitung des Oberkirchenrats bei der Erledigung der laufenden Geſchäfte. 


(2) Im Falle der Behinderung wird der Präſident in den ihm perſönlich vorbehaltenen Geſchäſtel 
durch den dienſtälteren Vizepräſidenten vertreten. 


IV. Rechtliche Vertretung der Kirche. 

Artikel 135. 5 

() Die Kirche wird gerichtlich durch den Evangeliſchen Oberkirchenrat, außergerichtlich entweden 

durch den Kirchenſenat oder den Oberkirchenrat vertreten. 


(2) Urkunden, welche die Kirche Dritten gegenüber verpflichten ſollen, ſind namens des Kirchel 
ſenats von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter, namens des Oberkirchenrats von dem Präfident 


oder dem weltlichen Vizepräſidenten oder deſſen geſchäftsordnungsmäßigem Vertreter unter Belbrucg a 
des Siegels zu vollziehen; dadurch wird Dritten gegenüber die Geſetzmäßigkeit der Beſchlußfaſſung feſtgeſte 
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Fünfter Abſchnitt. 
Rechtsausſchüſſe. 
Artikel 136. 


(1) Zur Entſcheidung von Rechtsfragen und Streitigkeiten der kirchlichen Verwaltung iſt in den 
durch dieſe Verfaſſung oder beſondere kirchliche Geſetze beſtimmten Fällen für den Bereich einer Kirchen⸗ 
provinz der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz, für den Geſamtbereich der Kirche der Rechtsausſchuß der 
Kirche zuſtändig. 

(2) Die Rechtsausſchüſſe ſind unabhängige, nur dem Geſetz unterworfene Kirchenbehörden. 


Artikel 137. 
() Der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz beſteht aus 
1. dem Konſiſtorialpräſidenten als Vorſitzendem, 
2. 2 Mitgliedern des Konſiſtoriums, 
3. 4 von der Provinzialſynode am Schluſſe jeder erſten ordentlichen Tagung zu wählenden 
Gemeindegliedern, die innerhalb der Kirchenprovinz die Wählbarkeit zum Alteſten beſitzen, 
(2) Der Rechtsausſchuß der Kirche beſteht aus 
1. dem weltlichen Vizepräſidenten des Oberkirchenrats als Vorſitzendem, 
2. 2 Mitgliedern des Oberkirchenrats, 
3. 4 von der Generalſynode am Schluſſe jeder ordentlichen Tagung zu wählenden Gemeinde 
gliedern, welche die Wählbarkeit zum Alteſten beſitzen. 

(8) Der Stellvertreter des Konſiſtorialpräſidenten und die konſiſtorialen Mitglieder des Rechts⸗ 
ausſchuſſes der Kirchenprovinz ſowie deren Stellvertreter werden jeweils für ein Jahr im voraus von 
dem Konſiſtorialpräſidenten, dem dienſtälteſten geiſtlichen und dem dienſtälteſten weltlichen Mitgliede des 
Konſiſtoriums beſtimmt. Die Beſtimmung verſchiedener konſiſtorialer Mitglieder für einzelne Gruppen 
von Entſcheidungsgegenſtänden iſt nicht ausgeſchloſſen. Die Beſtimmung kann im Laufe des Jahres nur 
geändert werden, wenn dies infolge Wechſels oder dauernder Verhinderung von Mitgliedern erforderlich 
wird. Die entſprechende Beſtimmung für den Rechtsausſchuß der Kirche erfolgt durch den Präſidenten 
und die beiden Vizepräſidenten des Oberkirchenrats. 

(4) Unter den Mitgliedern der Kirchenbehörden und den gewählten Mitgliedern ſoll ſich je ein 
Geiſtlicher befinden. 

Artikel 138. 


(1) Für die gewählten Mitglieder werden Stellvertreter gleichen Standes beſtimmt. 

(2) Die gewählten Mitglieder und Stellvertreter bleiben bis zum Eintritte der neu Gewählten 
im Amte; ſie ſcheiden aus, wenn ſie die Wählbarkeit zum Alteſten verlieren. 

(3) Iſt ein gewähltes Mitglied ausgeſchieden, für das kein Stellvertreter mehr vorhanden iſt, 
ſo iſt ein Erſatzmann zu wählen, der den Erforderniſſen des Artikels 137 Abſ. 1 Ziff. 3, Abſ. 2 Ziff. 3 
und Abſ. 4 entſpricht. Die Wahl wird für den Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz von den ſynodalen 
Mitgliedern des Provinzialkirchenrats, für den Rechtsausſchluß der Kirche von den ſynodalen Mitgliedern 
des Kirchenſenats vollzogen. a 

Artikel 139. 


() Die Rechtsausſchüſſe ſind beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 4 Mitglieder anweſend ſind. 
(2) Mindeſtens einer der anweſenden Beiſitzer ſoll die volle wiſſenſchaftliche Vorbildung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſte beſitzen und mindeſtens einer dem geiſtlichen Stande 
angehören. 
3) Die Rechtsausſchüſſe faſſen ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
ſcheidet das dem Lebensalter nach jüngſte Mitglied bei der Abſtimmung aus. 
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() Vor der abſchließenden Entſcheidung find die Beteiligten zu hören und die ſonſt zur Auf 
klärung der Sache erforderlichen Feſtſtellungen zu treffen. Über die Vereidigung von Zeugen und Sach- 
verſtändigen beſchließen die Rechtsausſchüſſe. Die abſchließende Entſcheidung iſt mit Gründen ſchriftlich 
auszufertigen. Das nähere beſtimmt die Geſchäftsordnung, die der Kirchenſenat erläßt. In ihr werden 
auch das Zuſtellungsweſen, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, die etwaige ſchriftliche Abſtimmung 
und die Form der Ausfertigung der Beſchlüſſe geregelt. 


Sechſter Abſchnitt. 


Gemeinſame Beſtimmungen. 
Artikel 140. 

(1) Die Mitglieder der Synoden müſſen die Wählbarkeit zum Alteſten befigen. Die Zugehörigkeit 
zu einer Synode erliſcht, ſofern ſie den Wohnſitz in ihrem Bereiche vorausſetzt, mit der Aufgabe dieſes 
Wohnſitzes, ferner mit dem Verluſte der Wählbarkeit. 

(2) Jede Synode entſcheidet über die Legitimation ihrer Mitglieder. 

(3) Für die gewählten, berufenen und entſandten Mitglieder iſt die Möglichkeit einer Stell⸗ 
vertretung vorzuſehen. Die Stellvertreter ſind zugleich Erſatzmitglieder. 


Artikel 141. 
(1) Beim Eintritt in eine Synode legen die Mitglieder das Gelöbnis ab, indem ſie auf die Frage 
des Vorſitzenden: 
„Gelobet Ihr vor Gott, daß Ihr Euere Obligenheiten als Mitglieder der Synode ſorg⸗ 
fältig und treu, dem Worte Gottes und den Ordnungen der Kirche gemäß erfüllen und 
danach trachten wollt, daß die Kirche in allen Stücken wachſe an dem, der das Haupt iſt, 
Chriſtus?“ 3 
erklären: „Ich gelobe es vor Gott.“ 
(2) Die Verweigerung des Gelöbniſſes zieht den Verluſt der Mitgliedſchaft nach ſich. 


Artikel 142. 


Geiſtliche ſowie kirchliche Beamte und Angeſtellte bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als 
Mitglieder einer Synode keines Urlaubs. 


Artikel 143. 


(1) Die Verhandlungen der Synoden ſind für alle Glieder der Kirche öffentlich, doch können 
die Synoden die Oeffentlichkeit ausſchließen. 

(2) Die Verhandlungen der Ausſchüſſe ſind nicht öffentlicht doch haben die Mitglieder der 
Synode Zutritt. 

Artikel 144. 

(1) Die Synoden find beſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens zwei Dritteln der ver“ 
ſaſſungsmäßig zuläſſigen Höchſtzahl ihrer Mitglieder. 

(2) Die Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt. Wahlen können durch Zuruf erfolgen; wird dagegen Widerſpruch erhoben, ſo ſind ſie 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl vorzunehmen. 

(3) Kirchliche Geſetze erfordern zweimalige Beratung und Beſchlußfaſſung. 

(4) Verfaſſungsänderungen bedürfen der Zuſtimmung von zwei Dritteln der Anweſenden und 
müſſen in zwei Leſungen an verſchiedenen Tagen beſchloſſen werden. Weitere Ausnahmen von Abſ. 
Satz 1 kann das Geſetz zulaſſen. ; 
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321 


Artikel 145. 

Jede Synode regelt ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. Dieſe trifft auch die 
erforderliche Beſtimmung über die Einberufung ſtellvertretender Synodalmitglieder, über die Durchführung 
des Grundſatzes der Verhältniswahl, über die Tagegelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Synoden 
ſowie über die Bildung, den Geſchäftsgang und die Beſchlußfaſſung von Synodalvorſtänden. 


. Artifel 146. 

Die Mitglieder ſämtlicher kirchlicher Körperſchaften ſowie die kirchlichen Beamten find dauernd 
verpflichtet, über Angelegenheiten der Seelſorge und Kirchenzucht und über ſonſtige Gegenſtände, die 
ihrer Natur nach vertraulich ſind oder als ſolche ausdrücklich bezeichnet werden, ſtrengſte Verſchwiegen— 
heit zu beobachten. . 

Artikel 147. 

(1) Den Organen der Kirche und der kirchlichen Selbſtverwaltungskörper können durch kirchliche 
Geſetze noch andere als die in dieſer Verfaſſung vorgeſehenen Aufgaben übertragen werden. 

(2) Zur Regelung beſonderer Einrichtungen können die Gemeindekörperſchaften durch Gemeinde— 


Tagung zu Art. 4 bis 40 und 54 bis 59, die Kreisſynoden durch Kreisſatzung auch zu Art. 60 bis 76 


ergänzende Beſtimmungen erlaſſen. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Provinzialkirchenrats. 
Dieſe darf nur erteilt werden, wenn der Rechtsausſchuß der Kirche anerkannt hat, daß die Satzung nicht 
mit der Verfaſſung oder weſentlichen Vorſchriften anderer kirchlicher Geſetze im Widerſpruche ſteht. 
Vor Genehmigung einer Gemeindeſatzung iſt der Kreisſynodalvorſtand zu hören. 


Artikel 148. 


(1) Weigern ſich die Organe der Gemeinden oder Kreisſynodalverbände, geſetzliche Leiſtungen, 
die aus dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind oder den Gliedern dieſer Selbſtverwaltungskörper 
obliegen, auf den Haushaltsplan zu bringen, ſo iſt das Konſiſtorium befugt, die Eintragung in den 
Haushaltsplan zu bewirken und die weiter erforderlichen Verfügungen zu treffen. 

(2) Gegen die Verfügung iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde beim Rechtsausſchuß der 
Kirchenprovinz und gegen deſſen Entſcheidung innerhalb eines Monats Berufung an den Rechtsausſchuß 
der Kirche zuläſſig. 

(3) Gegenüber Organen der Provinzialſynodalverbände ſtehen die Befugniſſe des Abſatzes 1 dem 
Oberkirchenrat zu. Gegen ſeine Verfügung iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde beim Rechtsaus— 
ſchuß der Kirche zuläffig. 

Artikel 149. 

(1) Beſchlüſſe der Gemeindekörperſchaften, der Kreisſynoden und ihrer Ausſchüſſe ſowie der 

Kreisſynodalvorſtände, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, ſind vom Konſiſtorium 


außer Kraft zu ſetzen. Der Vorſitzende der Körperſchaft, die einen ſolchen Beſchluß gefaßt hat, iſt ver- 


pflichtet, die Ausführung des Beſchluſſes auszuſetzen und ihn dem Konſiſtorium zur Entſcheidung vorzulegen. 

(2) Gegen die Entſcheidung iſt innerhalb eines Monats Beſchwerde beim Rechtsausſchuß der 
Kirchenprovinz und gegen deſſen Entſcheidung innerhalb eines Monats Berufung an den Rechtsausſchuß 
der Kirche zuläffig. 

Artikel 150. 

(1) Beſchlüſſe einer Provinzialſynode, die mit der Einheit der Kirche in Bekenntnis und Union, 
Kultus und Verfaſſung nicht vereinbar ſind oder gegen die Geſetze verſtoßen oder die einheitliche 
Finanzwirtſchaft der Kirche gefährden, ſind vom Kirchenſenat außer Kraft zu ſetzen. 

(2) Dasſelbe gilt von Beſchlüſſen eines Provinzialkirchenrats und ſeiner Ausſchüſſe, welche deren 
Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen oder die einheitliche Finanzwirtſchaft der Kirche 
gefährden. Auf Verlangen des Konſiſtoriums ift die Ausführung des Beſchluſſes bis zur Entſcheidung 

es Kirchenſenats auszuſetzen. 


N 
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Artikel 151. 

Die in der Verfaſſung für die Einlegung der Beſchwerde und der Berufung vorgeſchriebenen 
Friſten beginnen mit der Zuſtellung der anzufechtenden Entſcheidung oder Verfügung. Für die Berech⸗ 
nung der Friſten ſind die Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes maßgebend. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 152. 

(1) Das geltende kirchliche Recht bleibt in Kraft, ſoweit ſich nicht aus der Verfaſſung anderes ergibt. 

(2) Soweit in Geſetzen oder anderen Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen iſt, die durch die 
Verfaſſung aufgehoben ſind, werden ſie in Ermangelung anderer Vorſchriften durch die entſprechenden 
Beſtimmungen der Verfaſſung erſetzt. 

(3) Ebenſo treten an die Stelle aufgehobener Behörden die entſprechenden Behörden der neuen 
Verfaſſung. An die Stelle des Provinzialſynodalvorſtandes und des durch den Provinzialſynodalvorſtand 
verſtärkten Konſiſtoriums tritt im Zweifel der Provinzialkirchenrat, an die Stelle des Generalſynodal— 
vorſtandes und des durch den Generalſynodalvorſtand erweiterten Evangeliſchen Ober-Kirchenrats im 


‚Zweifel der Kirchenſenat. Dieſem ſteht auch der Erlaß von Ausführungsvorſchriften zu Kirchengeſetzen 


inſoweit zu, als bisher dieſe Aufgabe dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrat allein übertragen war. 


Artikel 153. 

Unberührt bleiben bis zu anderer geſetzlicher Regelung die Beſtimmungen über die Rechte und 
Pflichten der Kirchenpatrone. 

Artikel 154. 

Das Verfahren bei Ablehnung einer geiſtlichen Amtshandlung oder bei Verweigerung der Zu— 
laſſung zu einer ſolchen regelt ſich bis zu anderer Ordnung durch Kirchengeſetz nach den beſtehenden 
Vorſchriften. Über den Rekurs entſcheidet in allen Fällen der Kreisſynodalvorſtand. 

Artikel 155. 
(1) Unberührt bleibt N 
1. die Verfaſſung der franzöſiſch⸗ reformierten Gemeinden, in denen ein Konſiſtorium oder 
Presbyterium gemäß der discipline des églises réformées de France beſteht, 
2. die Verfaſſung der Gemeinden, die auf Grund einer landesherrlich genehmigten Sonder 
verfaſſung zur Verwaltung ihrer Angelegenheiten eigene kirchliche Körperſchaften beſitzen, 
3. bis auf weiteres die Verfaſſung der Militär- und Anſtaltsgemeinden. f 

(2) Die Anerkennung neuer Anſtaltsgemeinden erfolgt bis zu anderer geſetzlicher Regelung durch 

den Provinzialkirchenrat. 


(3) In den in Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 bezeichneten Gemeinden treten bei den Wahlen zu den 


Kreisſynoden und zur Provinzialſynode an die Stelle der Gemeindevertretung und des Gemeindelirchenrats 
die entſprechenden Körperſchaften dieſer Gemeinden; iſt eine ſtändige größere Gemeindevertretung mit 
geſchloſſener Mitgliederzahl nicht vorhanden, ſo wählen nur die Mitglieder der dem Gemeindelirchenrat 
entſprechenden Körperſchaften. 
5 (4) Anſtaltsgemeinden nehmen an den Wahlen zu den Kreisſynoden und Provinzialſynoden teil, ſofern 
ſie nach Feſtſtellung des Provinzialkirchenrats eigene Vertretungen beſitzen, deren Bildung und Wirkung 
kreis den Grundſätzen der Verfaſſung für die Gemeindekörperſchaften im weſentlichen entſpricht. 5 
6) Militärgemeinden nehmen an den Wahlen zu den Kreis- und Provinzialſynoden nicht teil 


Artikel 156. 


) Das Kirchengeſetz vom 17. Mai 1895 betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochial' 
verbände in größeren Orten ſowie das Kirchengeſetz vom 4. Juli 1904 über die Bildung von Parochia 
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verbänden im Geltungsbereiche der revidierten Kirchenordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz bleiben 
bis zu anderer Regelung durch Kirchengeſetz aufrecht erhalten. Die Wahlen zur Berliner Stadtſynode 
und zu den Verbandsvertretungen ſind nach Art. 65 Abſ. 5 vorzunehmen. Die Wahl der Mitglieder 
der Berliner Stadtſynode erfolgt jedesmal nach der Neuwahl der Gemeindekörperſchaften. 

(2) Art. 47 Abſ. 1 und 2, Art. 148 und 149 gelten für Parochialverbände entſprechend. 


Artikel 157. 
() Bis zur Neuregelung des kirchlichen Disziplinarrecht tritt 
der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz an die Stelle des Konſiſtoriums in den Fällen 
der §§ 19, 46 und 53 des Kirchengeſetzes vom 16. Juli 1886 betreffend die Dienſt⸗ 
vergehen der Kirchenbeamten und die unfreiwillige Verſetzung derſelben in den Ruheſtand, 
der Rechtsausſchuß der Kirche an die Stelle des Evangeliſchen Ober-Kirchenrats in den 
Fällen der 88 33, 46 und 54 des genannten Geſetzes ſowie in den Fällen des 8 21 
bei Benennung eines anderen als des zuſtändigen Rechtsausſchuſſes. 

(2) In den Fällen der $$ 19, 33, 46, 53 und 54 ſollen ſich unter den von der Synode gewählten 
Mitgliedern des Rechtsausſchuſſes, wenn das Verfahren einen Geiſtlichen betrifft, 2 Geiſtliche, wenn es 
einen nicht geiſtlichen Beamten einer Kirchengemeinde oder eines Synodalverbandes betrifft, 2 Angehörige 
dieſes Berufsſtandes befinden. 

(3) Auf das Verfahren und die Entſcheidung der Rechtsausſchüſſe finden die Beſtimmungen des 
angeführten Geſetzes entſprechende Anwendung; Endentſcheidungen des Rechtsausſchuſſes der Kirche er⸗ 
folgen in den Fällen der §8 33, 46 und 54 in der Beſetzung von 7 Mitgliedern. 


Artikel 158. 
(1) Der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz entſcheidet 
1. bei Beſetzung von Pfarrſtellen über Beſchwerden gegen Entſcheidungen, die vom Kreis⸗ 
ſynodalvorſtand auf Einſpruch aus der Gemeinde gegen Wandel und Gaben des Geiſtlichen 
oder auf Einſpruch einer Zweidrittelmehrheit getroffen werden, 
2. über Beſchwerden der Gemeinden gegen Beſchlüſſe der Kreisſynoden wegen Verteilung 
der Kreisumlagen. 
(2) Der Rechtsausſchuß der Kirche entſcheidet 
1. im Falle des $ 15 Abſ. 5 des Kirchengeſetzes vom 16. März 1910 betreffend die Bean⸗ 
ſtandung der Lehre von Geiſtlichen, 
2. im Falle des $ 1 Abſ. 5 Satz 2 des Kirchengeſetzes vom 12. März 1912 betreffend das 
Pfarrbeſetzungsrecht, 
3. über Beſchwerden der Kreisſynodalverbände gegen Beſchlüſſe der Provinzialſynoden wegen 
Verteilung der provinzialkirchlichen Umlagen. 


Artikel 159. 


(1) Die Rechtsverhältniſſe der Beamten der allgemeinen kirchlichen Verwaltung werden bis zur 
kirchengeſetzlicher Regelung durch Verordnung des Kirchenſenats beſtimmt. Dabei finden die jeweils 
geltenden Vorſchriften für die preußiſchen unmittelbaren Staatsbeamten entſprechend Anwendung. 

(2) Für das Verfahren bei Beſtrafung von Dienſtvergehen, bei vorläufiger Dienſtenthebung 
und bei unfreiwilliger Verſetzung in den Ruheſtand gilt bis zu anderer kirchengeſetzlicher Regelung das 
Kirchengeſetz vom 16. Juli 1886 betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten und die unfreiwillige 
Verſetzung derſelben in den Ruheſtand mit folgenden Maßgaben: . | 

1. Im förmlichen Disziplinarverfahren ſowie in den Fällen der $$ 53 und 54 des Geſetzes 
entſcheidet bei den vom Kirchenſenat gewählten oder ernannten Beamten in erſter Inſtanz 
der Rechtsausſchuß der Kirche, in zweiter Inſtanz der Kirchenſenat; bei ſonſtigen Beamten 
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in erſter Inſtanz der Rechtsausſchuß der Kirchenprovinz, in zweiter Inſtanz der Rechts— 
ausſchuß der Kirche. Die für dieſe Fälle im Kirchenſenat mitwirkenden 2 Mitglieder des 
Oberkirchenrats (Art. 128 Abſ. 1 Ziff. 4) ſowie deren Stellvertreter werden jeweils für 
ein Jahr im voraus durch den Präſidenten und die beiden Vizepräſidenten des Oberkirchenrats 
beſtimmt; Art. 137 Abſ. 3 Satz 3 findet Anwendung. Wenn ſich das Verfahren gegen einen 
Beamten der allgemeinen kirchlichen Verwaltung richtet, der nicht zu den Mitgliedern des 
Oberkirchenrats oder eines Konſiſtoriums gehört, jo ſollen ſich in den Fällen der 88 19, 33, 
53 und 54 unter den von der Synode gewählten Mitgliedern des Rechtsausſchuſſes 2 
nicht zu den Mitgliedern des Oberkirchenrats und der Konſiſtorien gehörige Beamte der 
allgemeinen kirchlichen Verwaltung befinden. Die Endentſcheidung des Rechtsausſchuſſes 
der Kirche erfolgt in der Beſetzung von 7 Mitgliedern. 

2. Im übrigen werden die dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrat zugewieſenen Befugniſſe 
von dem Präſidenten des Oberkirchenrats, die dem Konſiſtorium zugewieſenen von dem 
Leiter der Behörde wahrgenommen, bei welcher der Beamte angeſtellt iſt; bei den vom 
Kirchenſenat gewählten oder ernannten Beamten ſtehen dieſe Befugniſſe ausſchließlich dem 
Präſidenten des Oberkirchenrats zu. 

3. Über Einſtellung des Verfahrens mit Rückſicht auf den Ausfall einer Vorunterſuchung 
ſowie über eine in dieſem Falle etwa zu verhängende Ordnungsſtrafe entſcheidet der Präſident 
des Oberkirchenrats. 

(3) Zur Beſoldung der Beamten der kirchlichen Verwaltung ſind zunächſt diejenigen Mittel zu 
verwenden, welche der Staat der Kirche zur Ablöſung der Koſten des landesherrlichen Kirchenregiments 
überweiſt. 

(4) Den bisherigen Beamten der kirchlichen Verwaltung, die in den Dienſt der Kirche übergehen, 
ſtehen die Anſprüche auf Dienſtſtellung, Dienſteinkommen, Ruhegehalt, Hinterbliebenenfürſorge und ſonſtige 
dienſtliche Bezüge in gleichem Umfange zu wie den unmittelbaren Staatsbeamten entſprechender Stellung 
nach den für dieſe jeweils maßgebenden Vorſchriften. 


Artikel 160. 


Für das Verbleiben von Geiſtlichen und anderen Kirchenbeamten im Amte können durch Kirchen— 
geſetz Altersgrenzen feſtgeſetzt werden. 


Artikel 161. 


(1) Für die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz verbleibt es bei der Kirchenordnung für 
die evangeliſchen Gemeinden dieſer Provinzen, ſoweit ſie gegenüber den Vorſchriften des erſten und 
zweiten und des Unterabſchnitts I des dritten Abſchnitts dieſer Verfaſſung Sonderrecht enthält. Im 
übrigen gelten die Beſtimmungen dieſer Verfaſſung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Gemeinde 
kirchenrats das „Presbyterium“ und an die Stelle der Gemeindevertretung die „größere Gemeindever— 
tretung“ tritt. 

(2) Werden Beſtimmungen der Kirchenordnung durch ein Kirchengeſetz betroffen, ſo ſind die 
Provizialſynoden der beiden Kirchenprovinzen vorher zu hören. Das Ergebnis ihrer Abſtimmung wird feſtgeſtellt, 
indem die Stimmen beider Synoden durchgezählt werden. Dabei iſt den rheiniſchen und weſtfäliſchen 
Stimmen entſprechend der Geſamtzahl der Mitglieder jeder Synode ein verſchiedenes Gewicht zu geben. 


Artikel 162. 2 —.— 


en 0 In der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz kann durch kirchliches Provinzialgeſetz der 
Vorſitz im Konſiſtorium einem rechtskundigen Präſidenten übertragen werden. Das Geſetz bedarf der 
Zuſtimmung von zwei Dritteln der ſtimmberechtigten Mitglieder. 
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(2) Der Präfident wird gemäß Art. 107 und 126 Abſ. 2 Ziff. 5 im Hauptamt auf Lebenszeit 
ernannt. Er tritt nach Maßgabe der Artikel 92 Abſ. 1, 97 Abſ. 1 Ziffer 3, 104 Abſ. 1 Satz 2, 105 Abſ. 3, 
137 Abſ. 1 und 3 an die Stelle des Konſiſtorialpräſidenten. 

(3) Die Stellung des Generalſuperintendenten zum Präſidenten und zum Konſiſtorium wird 
vom Kirchenſenat durch eine Dienſtordnung geregelt. In dieſer iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß dem 
Generalſuperintendenten die Kenntnis der für ihn wichtigen Angelegenheiten des Konſiſtoriums und die 
Mitwirkung bei ihrer Erledigung in vollem Umfange gewährleiſtet wird. 

(4) Das Recht des Generalſuperintendenten auf Vertretung der Kirche nach außen ſowie auf 
Vertretung der Kirchenprovinz nach Maßgabe der Verfaſſung bleibt unberührt. 


Artikel 163. 

(1) Für die Kirchenkreiſe Stolberg-Wernigerode, Stolberg-Roßla und Stolberg-Stolberg wird der 
Kirchenſenat ermächtigt, die beftehendeu Sondereinrichtungen der kirchlichen Verwaltung aufrechtzuerhalten 
und die Zuſammenſetzung und Befugniſſe der Stolbergiſchen Konſiſtorien auf der Grundlage des be— 
ſtehenden Rechtes nach den Grundſätzen dieſer Verfaſſung neu zu ordnen. 

(2) Entſprechendes gilt für ſonſtige Sondereinrichtungen auf dem Gebiete der kirchlichen Ver- 
waltung, die bisher beſtanden haben und für deren Aufrechterhaltung ein kirchliches Bedürfnis vorliegt. 


Artikel 164. 

(1) Die Hohenzollernſchen Lande bleiben der Kirche als ſelbſtändiger Kirchenkreis eingegliedert. 

(2) Für ihren Bereich werden die Obliegenheiten des Generalſuperintendenten, des Konſiſtoriums 
und des Rechtsausſchuſſes der Kirchenprovinz von dem Generalſuperintendenten, dem Konſiſtorium und 
dem Rechtsausſchuß der Rheinprovinz wahrgenommen. Im Falle des Artikels 107 Abſ. 2 entſendet der 
Kreisſynodalvorſtand der Hohenzollernſchen Lande eines ſeiner Mitglieder mit vollem Stimmrecht in den 
Provinzialkirchenrat. Im übrigen verſieht das Konſiſtorium der Rheinprovinz die Obliegenheiten des 
8 mit der Maßgabe, daß es vor der Entſcheidung den Kreisſynodalvorſtand zu 
ören hat. a 

(3) Die Wahl und Berufung der Mitglieder der Kreisſynode Hohenzollern wird vom Kirchen— 
ſenat beſonders geregelt. Dieſer ernennt auch den Superintendenten. In beiden Fällen iſt der Kreis— 
ſynodalvorſtand vorher zu hören. 

(4) In Angelegenheiten der Hohenzollernſchen Lande wird im Rechtsausſchuß der Rheinprovinz 
das von der Provinzialſynode an letzter Stelle gewählte Mitglied (Art. 137 Abſ. 1 Ziff. 3) durch ein 
beſonderes Mitglied erſetzt. Dieſes wird von der Hohenzollernſchen Kreisſynode jedesmal am Schluſſe 
der erſten Tagung aus den Gemeindegliedern gewählt, die innerhalb des Kirchenkreiſes die Wählbarkeit 
zum Alteſten beſitzen. 

Artikel 165. 

Soweit die kirchlichen Verhältniſſe in außerpreußiſchen Teilen der Kirche es erfordern, iſt der 

Kirchenſenat zu einer Sonderregelung ermächtigt. 


Kirchliches Gemeindewahlgeſetz. 

Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der Verfaſſung der evangeliſchen 
Landeskirche der älteren Provinzen Preußens hat gemäß Artikel 17 der Verfaſſung folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: i 

(1) Die Zahl der gewählten Alteſten beträgt nicht weniger als 4 und nicht mehr als 12; fie 
wird je nach der Seelenzahl und den ſonſtigen örtlichen Verhältniſſen mit Genehmigung der Kreisſynode 
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von der Gemeindevertretung feſtgeſetzt und kann in größeren Gemeinden bis auf 18 erhöht werden, im 
Gebiete der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz 
auch darüber hinaus. 
(2) Die Zahl der Gemeindeverordneten beträgt in Gemeinden 
bis zu 200 Seelen 6, 
von mehr als 200 aber höchſtens 500 „ 12, 
00 


R N el 1 20 000 „ 48, 
CCC 3 
(3) Mit Genehmigung der Kreisſynode kann die Gemeindevertretung die Zahl der Gemeinde— 
verordneten bis zur Hälfte herabſetzen. 
(4) Umfaßte eine Gemeindekörperſchaft vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes mehr Mitglieder, als 
ihr nach Abſ. 2 zuſtehen, jo verbleibt es bei dieſer höheren Zahl, bis eine Neufeſtſetzung nach Abſ. g erfolgt. 
6) Die Zahl der Alteſten darf nicht größer fein als die der Gemeindeverordneten. 


82. 


(1) Die Seelenzahl wird vom Kreisſynodalvorſtand nach Anhörung des Gemeindelirchenrats 
feſtgeſtellt. Der Kreisſynodalvorſtand entſcheidet auch über Veränderungen der Mitgliederzahl der 
Gemeindekörperſchaften bei Vermehrung oder Verminderung der Seelenzahl, über die damit zuſammen⸗ 
hängenden Fragen der Zuwahl oder des Austritts, der Verlängerung oder Verkürzung der Amtsdauer 
einzelner Mitglieder und über das dabei anzuwendende Wahlverfahren. 

(2) Das Konſiſtorium iſt befugt, allgemein oder im Einzelfalle die Seelenzahl durch den Kreis- 
ſynodalvorſtand neu feſtſtellen zu laſſen. 

(1) Für jede Gemeinde wird eine Wählerliſte angelegt, zu der ſich die Wähler mündlich oder 
ſchriftlich nach näherer Beſtimmung der Wahlordnung anzumelden haben. Mit der Anmeldung iſt die 
Erklärung des Wählers, ob er konfirmiert ſei, und die perſönliche oder eigenhändig vollzogene Verſicherung 
zu verbinden, daß er gewillt ſei, ſein Wahlrecht im Sinn und Geiſt der evangeliſchen Kirche zu ihrem 
Wohle auszuüben. Die einmal erfolgte Anmeldung bleibt auch für ſpätere Wahlen gültig. Im Gebiete 
der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz bleibt 
das Herkommen allgemeiner Gemeindeliſten unberührt. 5 

(2) Die Wählerliſten werden ſpäteſtens 6 Wochen vor dem Wahltag auf die Dauer von 
2 Wochen öffentlich ausgelegt. Ort und Zeit der Auslegung find im Hauptgottesdienſte von der Kanzel 
bekannt zu machen mit dem Hinweiſe, daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte 
nicht mehr angebracht werden können. 

(3) Nach dem Ermeſſen des Gemeindekirchenrats kann die Bekanntmachung auch noch in anderen, 
den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen erfolgen. 

(4) Über Einſprüche gegen die Wählerliſte entſcheidet der Gemeindekirchenrat, gegen ſeine Ent 
ſcheidung iſt innerhalb einer Woche Beſchwerde beim Kreisſynodalvorſtand zuläſſig. Durch Einlegung 
der Beſchwerde wird die Wahl nicht aufgehalten. 


8 4. 
(1) Der Gemeindekirchenrat kann die Gemeinde in Stimmbezirke zerlegen. 5 


2 „Wahlvorſteher iſt der Vorſitzende des Gemeindekirchenrats. Bei mehreren Stimmbezirken 
werden die übrigen Wahlvorſteher vom Gemeindekirchenrat gewählt. Dieſer wählt auch für jeden Stimm⸗ 


bezirk 3 bis 6 Beiſitzer und einen Schriftführer. Sie find aus den Wahlberechtigten des Stimmbezirkes 

zu nehmen. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. i 

* (3) Der Wahlvorſtand faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
der Wahlvorſteher den Ausſchlag. 5 

(1) Der Wahlberechtigte kann nur in der Gemeinde oder in dem Stimmbezirke der Gemeinde 
wählen, wo er in die Wählerliſte eingetragen iſt. 

(2) Ein Wahlberechtigter, der erſt nach Ablauf der Anmeldefriſt für die Wählerliſte aus einer 
anderen Gemeinde zugezogen iſt, darf in der neuen wählen, wenn er durch eine Beſcheinigung des 
Gemeindekirchenrats der bisherigen nachweiſt, daß er in deren Wählerliſte einſpruchslos eingetragen iſt. 
Er darf ſein Wahlrecht nur einmal ausüben. 

$ 6. 
\ (1) Die Wahl erfolgt nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, wenn mehr als ein gültiger 
Wahlvorſchlag eingeht. Geht nur ein gültiger Wahlvorſchlag ein, ſo gelten die auf dem Wahlvorſchlage 
Genannten in der feſtgeſetzten Zahl nach der Reihenfolge ihrer Benennung als gewählt. 

(2) Geht überhaupt kein Wahlvorſchlag ein, ſo tritt Mehrheitswahl ein. Dasſelbe gilt, ſoweit 
die Zahl der nach Abſ. 1 Gewählten hinter der Zahl der zu beſetzenden Stellen zurückbleibt. 


8 7. 

(1) Wahlvorſchläge ſind ſpäteſtens am 21. Tage vor dem Wahltage beim Vorſitzenden des 
Gemeindekirchenrats einzureichen. Geht erſt in den letzten 3 Tagen vor Ablauf der Einreichungsfriſt ein 
Wahlvorſchlag ein, jo können noch während weiterer 7 Tage andere Wahlvorſchläge eingereicht werden. 
Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 20, in Gemeinden unter 1000 Seelen von mindeſtens 10 
wahlberechtigten Mitgliedern der Gemeinde unterzeichnet ſein. g 

(2) Erklärungen der Vorgeſchlagenen über ihre Zuſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag 
ſind beizubringen. alte 

(3) Wer auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt iſt, muß ſich in einer zu beſtimmenden Friſt 
für einen entſcheiden, widrigenfalls er auf allen geſtrichen wird. 


88. 

(1) Wahlvorſchläge können verbunden werden. Die Verbindung muß von den Unterzeichnern 
oder ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am 14. Tage vor dem Wahltage beim Gemeinde 
kirchenrat ſchriftlich erklärt werden. 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. 

(3) Sie gelten den anderen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 

8 9. i 

(1) Die Prüfung der Wahlvorſchläge liegt dem Gemeindekirchenrat ob. In größeren Gemeinden 
kann auf Beſchluß des Gemeindekirchenrats für dieſen Zweck ein Wahlausſchuß gebildet werden, der aus 
dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats und 4 gewählten Beiſitzern beſteht. § 4 Abſ. 3 findet ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. f 

(2) Nach der öffentlichen Bekanntgabe können die zugelaſſenen Wahlvorſchläge nicht mehr zurüd- 
genommen, auch kann ihre Verbindung nicht mehr aufgehoben werden. i 


8 10. l 
(1) Die Wahl findet an einem von 3 aufeinanderfolgenden Tagen ſtatt, unter denen fi ein 
Sonntag befinden muß. Dieſe Tage beſtimmt der Oberkirchenrat, den Wahltag der Gemeindelirchenrat, 
in Parochialverbänden das geſchäftsführende Organ der Verbandsvertretung. 


g 


er kn c r ang 
— . 
328 * i 


2) Kann die Wahl in einer Gemeinde aus befonderen Gründen an einem der 3 Tage nicht 
erfolgen, ſo beſtimmt das Konſiſtorium den Wahltag. 

(3) Die Dauer des Amtes der Alteſten und Gemeindeverordneten (Art. 20 Abſ. 1 der Ver⸗ 
faſſung) wird von dem in Abſ. 1 beſtimmten Sonntag ab berechnet. 


§ 11. 
Die Wahlhandlung und die Ermittelung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 
§ 12. 

(1) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Dieſe find bei der Wahlhandlung von den 
Wählern perſönlich abzugeben. 

(2) Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 

(3) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der Wahlvorſtand. 

8 13. 

() Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes ſtellt der Gemeindekirchenrat feſt, wieviel gültige 
Stimmen abgegeben und wie viele davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge 
gemeinſchaftlich entfallen ſind. N 

(2) Die Sitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe der für ſie ermittelten 
Stimmen verteilt und den Vorgeſchlagenen in der Reihenfolge des Vorſchlags zugewieſen. 


8 14. 

(1) Tritt ein Gewählter fein Amt nicht an ($ 6 Abſ. 1), verliert er es infolge Verweigerung 
des Gelübdes (Art. 19 Abſ. 3 der Verfaſſung) oder ſcheidet er ſonſt während der Amtsdauer aus, fo 
nimmt ſeine Stelle derjenige ein, welcher demſelben Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, einem 
mit ihm verbundenen angehört und nach dem Grundſatze des § 13 Abſ. 2 hinter dem Ausſcheidenden 
an erſter Stelle berufen iſt. 

(2) Iſt ein folder nicht vorhanden, fo wird für die Mahlzeit von der Gemeindevertretung ein 
neues Mitglied aus dem Kreiſe der Wählbaren nach Stimmenmehrheit gewählt. 


§ 15. 

(1) Einſprüche gegen die Wahlen können von den wahlberechtigten Gemeindegliedern binnen 
3 Wochen ſeit Bekanntmachung des Wahlergebniſſes erhoben werden. Aber ſie entſcheidet der Gemeinde— 
kirchenrat; gegen ſeine Entſcheidung iſt binnen 2 Wochen Beſchwerde beim Kreisſynodalvorſtand zuläſſig. 

(2) In dieſem Verfahren dürfen keine Einwendungen erhoben werden, die nach 8 3 Abſ. 4 
hätten geltend gemacht werden können. 3.4 

(1) Auf die Wahlen, die nicht nach den Grundſätzen der Verhältniswahl erfolgen, finden die 
Vorſchriften der SS 7, 8, 9, 12 Abſ. 2 Satz 1, 88 13 und 14 Abſ. 1 keine Anwendung. 

(2) Gewählt iſt, wer mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhält. Hat der erſte Wahl- 
gang eine ſolche Mehrheit nicht ergeben, ſo iſt, bis dieſe erreicht wird, die engere Wahl fortzuſetzen; bei 


Stimmengleichheit entſcheidet das Los. 5 


Im Gebiete der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz Weſtfalen und 
der Rheinprovinz finden auf die Wahl der Presbyter durch die größere Gemeindevertretung die vor“ 


ſtehenden Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 5 Mitgliedern, 


in Kirchengemeinden unter 1000 Seelen von mindeſtens 3 Mitgliedern der größeren Gemeindevertretung 


unterzeichnet ſein. 
8 18. 


Das Wahlverſahren wird vom Kirchenſenat durch eine Wahlordnung näher geregelt. 


5 
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Kirchengeſetz 
betreffend die Wahl zur Provinzialſynode. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der Verfaſſung der evangeliſchen 
Landeskirche der älteren Provinzen Preußens hat gemäß Artikel 87 Abſatz 6 der Verfaſſung folgendes 
Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


S 
(1) Die Kirchenprovinzen werden durch Zuſammlegung von Kirchenkreiſen in Wahlbezirke ein⸗ 
geteilt. Die Einteilung erfolgt durch den Provinzialkirchenrat mit Zuſtimmung des Kirchenſenats ſo, 
daß entſprechend der Seelenzahl in jedem Bezirk im allgemeinen mindeſtens 12 und tunlichſt nicht mehr 
als 24 Synodalmitglieder zu wählen ſind. Geſchichtliche und wirtſchaftliche Zuſammenhänge find möglichſt 
zu berückſichtigen. f 
(2) Die Wahlkommiſſare für die Wahlbezirke ernennt das Konſiſtorium. 


§ 2. 

(1) Beim Wahlkommiſſar find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem erſten der 3 Wahltage Wahl— 
vorſchläge einzureichen. In jedem Wahlvorſchlage muß von je 3 Vorgeſchlagenen einer aus den inner— 
alb der Provinz wohnenden Geiſtlichen genommen fein; die übrigen 2 Vorgeſchlagenen ſind den 
weltlichen Gemeindegliedern der Kirchenprovinz zu entnehmen. Die Wahlvorſchläge müſſen von 
mindeſtens 20 Mitgliedern der Gemeindekörperſchaften im Wahlbezirk unterzeichnet ſein. 

f (2) Erklärungen der Vorgeſchlagenen über ihre Zuſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag 
ſind beizubringen. 


(3) Wer auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt iſt, muß ſich in einer zu beſtimmenden Friſt 
für einen entſcheiden, widrigenfalls er auf allen geſtrichen wird. 
8 8. 

(i) Wahlvorſchläge können verbunden werden. Die Verbindung muß von den Unterzeichnern 
oder ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am 14. Tage vor dem erſten der 3 Wahltage beim 
Wahlkommiſſar ſchriftlich erklärt werden. 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen werden. 

3) Sie gelten den anderen gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 

§ 4. 

(1) Zur Prüfung der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindung wird für jeden Wahlbezirk ein 
Wahlausſchuß gebildet, der aus dem Wahlkommiſſar und 4 Beiſitzern beſteht. g 

(2) Der Wahlausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
der Vorſitzende den Ausſchlag. 

(3) Nach der öffentlichen Bekanntgabe können die zugelaſſenen Wahlvorſchläge nicht mehr zurüd- 
genommen, auch kann ihre Verbindung nicht mehr aufgehoben werden. 

8 5. 
0 (1) Jede Gemeinde bildet einen Stimmbezirk. Gemeinden, die unter einem Pfarramte ver— 
unden ſind, können ſich zu einem Stimmbezirke vereinigen. 

(2) Der Wahlberechtigte kann bei der Wahl ſein Wahlrecht nur einmal ausüben. 

8 6. 8 
(1) Das Stimmrecht des einzelnen Mitglieds der Gemeindekörperſchaften wird fo bemeſſen, daß 


auf die Geſamtheit der Mitglieder für je ein volles Hundert der Seelenzahl der Gemeinde eine Stimme 
entfällt. In Gemeinden mit weniger als 100 Seelen erhält die Geſamtheit eine Stimme. 


330 


(2) Zu jeder diefer Stimmen (Abſ. 1) tritt eine weitere Stimme bis zum Höchſtbetrage von 
10 Zuſatzſtimmen. Ferner treten für jede zweite Pfarrſtelle 15 Stimmen, für jede dritte Pfarrſtelle 
weitere 20, für jede vierte und folgende Pfarrſtelle weitere 25 Stimmen hinzu. 

(3) Die Feſtſetzung der Seelenzahl erfolgt nach $ 2 des Gemeindewahlgeſetzes. 


8 7. 
Die Wahlen finden an einem von 3 aufeinanderfolgenden Tagen ſtatt, unter denen ſich ein 
Sonntag befinden muß. Dieſe Tage beſtimmt der Oberkirchenrat, den Wahltag der ee ee 
in Parochialverbänden das geſchäftsführende Organ der Verbandsvertretung. 


8 8. 

Die Wahl erfolgt unter Leitung des Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats als Wahlvorſtehers 
in einer öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung. Der Wahlvorſteher ernennt 2 bis 4 Mitglieder 
zu Beiſitzern und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 
§ 4 Abſ. 2 findet ſinngemäß Anwendung. 

8 9. 

(1) Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Dieſe find bei der Wahlhandlung von den 
Wählern perſönlich abzugeben. 

(2) Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem Wahlvorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 

(3) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der e 


8 10. 

(1) Zur Ermittelung des Wahlergebnisses ſtellt der Wahlausſchuß feſt, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben und wie viele davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemein⸗ 
ſchaſtlich entfallen ſind. 

(2) Die Sitze werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe der für ſie ermittelten 
Stimmen verteilt und den Vorgeſchlagenen in der Reihenfolge des Vorſchlags unter Beachtung des 
Artikels 87 Abſ. 3 der Verfaſſung zugewieſen. 


9911. 


(1) Lehnt ein Gewählter die Wahl ab, oder ſcheidet er nachträglich aus der Provinzialſynode 
aus, ſo tritt an ſeine Stelle ohne Erſatzwahl der Vorgeſchlagene, der demſelben Wahlvorſchlag oder, 
wenn dieſer erſchöpft ift, einem mit ihm verbundenen angehört, und gemäß 8 10 Abſ. 2 hinter dem 
Ausſcheidenden an erſter Stelle berufen iſt. 

(2) Iſt ein ſolcher nicht vorhanden, ſo bleibt die Stelle unbeſetzt. 

(3) Die gleichen Grundſätze gelten bei Einberufung eines Stellvertreters für einen wnrbergeſe 
behinderten Synodalen. 

f 8 12. 

Die Koſten für die Vordrucke zu den Wahlprotokollen, für die Tätigkeit der Wahlkommiſſare 
und der Wahlausſchüſſe werden aus Mitteln der Kirchenprovinz, alle übrigen Koſten des Wahlverfahrens 
von den Gemeinden beſtritten. 

8 13. 


Für das Wahlverfahren wird vom Kirchenſenat eine Wahlordnung erlaſſen. In ihr iſt auch die 
Auſſtellung von Provinzliſten und die Auswertung der Reſtſtimmen zu regeln. 


> 
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Einführungsgeſetz 
zur Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union. 


Die außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der Verfaſſung für die evangeliſche 
Landeskirche der älteren Provinzen Preußens hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


81. 

(1) Der Zeitpunkt, mit dem die Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union, 

das kirchliche Gemeindewahlgeſetz und das Kirchengeſetz betreffend die Wahl zur Provinzialſynode in 
aft treten, wird vom Evangeliſchen Landeskirchenausſchuß feſtgeſetzt. f 

(2) Iſt die Verfaſſung am 1. Oktober 1924 noch nicht in Kraft getreten, ſo hat der Evangeliſche 
Landeskirchenausſchuß die verfaſſunggebende Kirchenverſammlung nochmals einzuberufen; die Verſammlung 
at in dieſem Falle ſpäteſtens am 1. Dezember 1924 zuſammenzutreten. Falls es zur Durchführung 
es Verfaſſungswerkes erforderlich ſein ſollte, kann der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß die Kirchen- 
verſammlung auch ſchon vor dem 1. Oktober 1924 einberufen; die Einberufung hat zu erfolgen, wenn 
er Präſident der Kirchenverſammlung ſie aus dieſem Anlaſſe beantragt. 


8 2. 
Die erforderlichen Überleitungs- und Ausführungsvorſchriften erläßt, ſoweit darüber nicht in den 
8 3.10 anderes beſtimmt iſt, der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. Er hat die erforderlichen Ver⸗ 
handlungen mit dem Staate, namentlich auch wegen der Abfindung der Kirche, zu führen und rechts— 
wirkſam zum Abſchluſſe zu bringen, den Haushaltsplan der Kirche vorläufig feſtzuſtellen und die kirchliche 
Auſſicht über die Vermögensverwaltung der Synodalverbände bis zur Regelung durch Kirchengeſetz zu ordnen. 


8 3. | | 
Die Rechte und Pflichten der Gemeindekörperſchaften werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen 
4 Wahl der Alteſten und Gemeindeverordneten von den bisherigen Gemeindekörperſchaften wahrgenommen. 


84. 
() Den erſten Wahlen zu den Kreis- und Provinzialſynoden haben Neuwahlen zu den 
Gemeindekörperſchaften binnen 6 Monaten nach Inkrafttreten der Verfaſſung vorauszugehen. 
(2) Die erſten Wahlen der neugebildeten Gemeindekörperſchaften zu den Kreis- und Provinzial⸗ 
haben binnen 9 Monaten nach Inkrafttreten der Verfaſſung ſtattzufinden. 
5 (3) Die Kreis- und Provinzialſynoden ſind im erſten, die Generalſynode ſpäteſtens im zweiten 
Jahre nach Inkrafttreten der Verfaſſung zu ihrer erſten ordentlichen Tagung zu verſammeln. 
(4) Das Nähere, insbeſondere den erſtmaligen Erlaß der in Art. 65 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 5 
Satz 3, Art. 66 Abſ. 2, Art. 87 Abſ. 1, Art. 89 Abſ. 3 Satz 2 und Abf. 4, Art. 120 Abſ. 1 Satz 2 
g Abſ. 2 der Verfaſſung vorgeſehenen Beſtimmungen regelt der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. 


5 ſynoden 


8 5. 
N Die Rechte und Pflichten des Kreisſynodalvorſtandes werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen 
Wahl der Beiſitzer von den bisherigen Kreisſynodalvorſtänden wahrgenommen. 


8 6. ' 

t R Die Rechte und Pflichten des Provinzialkirchenrats werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen 

wahl der in Art. 97 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 der Verfaſſung bezeichneten Mitglieder vom Konſiſtorium 

| ut Mitwirkung des Vorſtandes der bisherigen Provinzialſynode ($ 68 Ziff. 6 der Rirdhengemeinde- 

und Synodalordnung, $ 50a Ziff. 2 der Kirchenordnung für die evangeliſchen Gemeinden der Provinz 
eſtſalen und der Rheinprovinz) wahrgenommen. 
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8.7. 
Die Rechte und Pflichten des Kirchſenſenats werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl 
der in Art. 128 Abf. 1 Ziff. 1 und 3 der Verfaſſung bezeichneten Mitglieder vom Evangeliſchen Landes- 
kirchenausſchuß mit der Maßgabe wahrgenommen, daß bei Wahlen eine Zweidrittelmehrheit zur Gültigkeit 
erforderlich iſt. Mit dieſem Zeitpunkte gehen die in dieſem Geſetze dem Evangeliſcheu Landeskirchen 
ausſchuß zugewieſenen Rechte und Pflichten auf den Kirchenſenat über. 


8 8. 

Die nach Art. 137 Abſ. 1 Ziff. 3 und Abſ. 2 Ziff. 3 der Verfaſſung in die Rechtsausſchüſſe zu 
wählenden Mitglieder werden bis zur erſten verfaſſungsmäßigen Wahl in den Rechtsausſchuß der 
Kirchenprovinz vom Konſiſtorium unter Mitwirkung des Vorſtandes der bisherigen Provinzialſynode, 
in den Rechtsausſchuß der Kirche vom Evangeliſchen Landeskirchenausſchuß berufen. 


89. 

(1) Die Beſetzung der Generalſuperintendenturen ſowie die Bildung der Konſiſtorien und des 
Oberkirchenrats nach den Beſtimmungen der Verfaſſung hat ſpäteſtens ein Jahr nach Inkrafttreten der 
Verfaſſung zu erfolgen. 

(2) Bis zur Durchführung der in Abſ. 1 vorgeſehenen Maßnahmen werden die Geſchäfte der 
Generalſuperintendenten von den bisherigen Generalſuperintendenten, die Geſchäfte der Konſiſtorien und 
des Oberkirchenrats, ihrer Präſidenten, Vizepräſidenten und Mitglieder von den bisherigen Evangeliſchen 
Konſiſtorien und dem bisherigen Evangeliſchen Ober-Kirchenrat, deren Präſidenten, Vizepräſidenten und 
Mitgliedern wahrgenommen. Der Vorſitz im Konſiſtorium verbleibt bis zur verfaſſungsmäßigen Bildung 
der Behörde dem bisherigen Präſidenten. 1 

(3) Den Zeitpunkt des Überganges der Geſchäfte auf die neuen Generalſuperintendenten und 
Behörden beſtimmt der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß nach Vereinbarung mit der Staatsregierung. 

8 10. 

(1) Die zur Zeit der Annahme dieſes Geſetzes in der kirchlichen Verwaltung angeſtellten Beamten, 
die zum Übertritt in den Dienſt der Kirche bereit ſind, haben Anſpruch auf Anſtellung in einem kirchlichen 
Amte, das ihrer Berufsbildung entſpricht, ihrer bisherigen amtlichen Stellung mindeſtens gleichwertig 
und mit mindeſtens gleichem Dienſteinkommen wie das vorher bekleidete verbunden iſt. Den gleichen 
Anſpruch haben Beamte, die nach Annahme dieſes Geſetzes auf Grund der bisherigen Beſtimmungen mit 
Zustimmung des Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſes im Dienſte der kirchlichen Verwaltung angeſte 
werden. Die Zuſtimmung erfordert Zweidrittelmehrheit. ö 

(2) Auf Beamte, die beim Inkrafttreten der Verfaſſung das 65. Lebensjahr vollendet haben 
oder innerhalb eines Jahres vollenden, findet Abſ. 1 keine Anwendung. Beamte, die infolge eines körper“ 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer geiſtigen oder körperlichen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten 
eines ihrer bisherigen Stellung entſprechenden kirchlichen Amtes dauernd unfähig ſind, dürfen nicht in 
den Dienſt der Kirche übernommen werden. 4 

(3) Bei Beamten, die beim Inkrafttreten der Verfaſſung das 63. Lebensjahr vollendet haben 
oder es innerhalb eines Jahres vollenden, iſt die Übernahme in den kirchlichen Dienſt davon abhängig 
daß die Beamten ſich verpflichten, ihr Amt noch mindeſtens 5 Jahre fortzuführen, ſofern ſie nicht ſchon 
vorher infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigen SA ra 
zu der Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig werden. 0 

() S 30 des preußiſchen Beamtenpenſionsgeſetzes vom 27. März 1872/31. März 1882 dal ö 
gegenüber Beamten, die in den Dienſt der Kirche übernommen werden, nicht vor Vollendung des fiel 
zigſten Lebensjahres angewendet werden. 7 


(5) Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienſteinkommens der in den Dienſt der 
Lerche übernommenen Beamten ſind der Ortszuſchlag ſowie eine etwa gewährte freie Dienſtwohnung 
unberückſichtigt zu laſſen. Das Amt des weltlichen Präſidenten des Konſiſtoriums gilt dem des Kon— 


ſiſtorialpräſidenten als gleichwertig. Wünſche auf Belaſſung im bisherigen dienſtlichen Wohnorte ſind 
tunlichſt zu berückſichtigen. 


§ 11. 
* Der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß kann für außerpreußiſche Teile der Kirche den Zeitpunkt 
Be des Inkrafttretens der Verfaſſung oder einzelner ihrer Beſtimmungen beſonders beſtimmen. Auch im 
Übrigen iſt er, ſoweit dort die kirchlichen Verhältniſſe es erfordern, zu einer von dieſem Geſetz abweichenden 
Regelung ermächtigt. * 
8 12. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Verordnung 
des evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſes zur Einführung der Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche 
0 der altpreußiſchen Union in der Freien Stadt Danzig. 


RR Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird auf Grund des Art. 165 der Verfaſſungsurkunde 
für die Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union in Verbindung mit 8s 11 und 7 des zugehörigen 
uführungsgeſetzes verordnet was folgt: . sie 
Artikel J. 


Die Verfaſſungsurkunde für die Evangeliſche Kirche der altpreußiſchen Union, das Kirchliche 
Gemeindewahlgeſetz, das Kirchengeſetz betreffend die Wahl zur Provinzialſynode ſowie das Einführungs- 
geſetz zur Verfaſſung der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union, ſämtlich vom 29. September 1922, 
K. G. und V. Bl. 1924 S. 59, 117, 123 und 126) treten im Gebiete der Freien Stadt Danzig am 
1 mit der in Art. II vorgeſehenen Sonderregelung in Kraft. ö 


Artikel II. 


25 
8 Die Kreisſynoden der Freien Stadt Danzig bilden unter der Bezeichnung Landesſynodalverband 
N Danzig einen Provinzialſynodalverband im Sinne des Art. 82 Abf. 1 der Verfaſſungsurkunde. Die in 
Att. 82 Abſ. 3 vorgeſehenen Organe der Provinzialſynodalverbände führen im Landesſynodalverbande 
8 anzig die Bezeichnung Danziger Landessynode und Danziger Landeskirchenrat. 
. Hinſichtlich der reformierten Kirchengemeinde zu St. Petri und Pauli in Danzig verbleibt es 
bei den Beſtimmungen in $ 1 Abſ. 2 der Notverordnung über die Errichtung eines Provinzialſynodal— 
derbandes Danzig vom 14. März 1923 (K. G. u. V. Bl. S. 12). Im Falle des § 1 Abſ. 2 Satz 2 
ber Notverordnung iſt nach Art. 60 Abſ. 3 der Verfaſſungsurkunde zu verfahren; der reformierten Kreis- 
pPfnode ſteht dabei kein Widerſpruchsrecht zu. 


Die Landesſynode kann nach den für kirchliche Provinztalgeſetze geltenden Beſtimmungen kirch⸗ 


. liche Geſetze für das Gebiet des Landesſynodalverbandes Danzig beſchließen. 


| 8.8. | 
Die Zahl der von den Gemeinden zu wählenden Mitglieder der Landesjynode wird auf 18, 
die Zahl der nach Art. 89 der Verfaſſungsurkunde in die Landesſynode zu entſendenden oder zu berufenden 
Mitglieder auf 5 feſtgeſetzt. 0 
4. 


Die Kirchenkreiſe der Freien Stadt Danzig bilden für die Wahl der Landesſynode einen Wahl⸗ 


8 5. 

Von den in Art. 86 Abſ. 2 Ziff. 3 der Verfaſſungsurkunde vorgeſehenen Mitgliedern der Landes“ 
ſynode werden 2 vom Kirchenſenat im Einvernehmen mit dem Landeskirchenrat berufen; auf eines 
von ihnen findet Art. 86 Abſ. 4 der Verfaſſungsurkunde keine Anwendung. 

3 Mitglieder werden von denjenigen Mitgliedern der Kreisſynoden entſendet, die als Lehrer an 
den öffentlichen Schulen evangeliſchen Religionsunterricht erteilen oder als Organiſten oder Kirchenchor“ 
leiter oder ſonſt als Kirchengemeindebeamte innerhalb des Gebietes der Freien Stadt Danzig angeſtellt 
find. Art. 89 Abſ. 3 Satz 2 der Verfaſſungsurkunde findet Anwendung. Für die erſtmalige Bildung 
der Landesſynode ordnet das Nähere das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Landesſynodalvorſtandes. 


8 6. 


bezirk. 


Dem Landeskirchenrat gehören an 


1. der Präſes der Landesſynode, 
2. 2 weitere Mitglieder, die von der Landesſynode in jeder erſten ordentlichen Tagung ge 


wählt werden und bis zur nächſten Wahl im Amte bleiben, | 
3. der Generaljuperintendent und das hauptamtliche juriſtiſche Mitglied des Konſiſtoriums. 

Unter den Mitgliedern zu Ziff. 1 und 2 muß ſich mindeſtens ein geiſtliches und ein weltliches 

Mitglied der Landesſynode befinden. 
ST: 

Das evangeliſche Konſiſtorium für die Freie Stadt Danzig beſteht aus dem Generalſuperinten“ 
denten und aus geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern. Die Geſchäfte des Konſiſtorialpräſidenten werde 
ſoweit nicht für einzelne Geſchäftsgebiete anderes beſtimmt wird, von dem Vorſitzenden des Konſiſtoriume 
wahrgenommen. ö 

Ein weltliches Mitglied ſoll rechtkundig ſein und im Hauptamt angeſtellt werden. Der Kirchen 
ſenat kann dieſes Mitglied für die Dauer ſeines Amtes mit der Unterſtützung und Vertretung d 
Generalſuperintendenten im Vorſitz des Konſiſtoriums betrauen. 

8 8. 

Der Generalſynode gehören der Generalſuperintendent, der Präſes der Landesſynode und 4 
von der Landesſynode zu wählende Mitglieder an. Art. 118 Abſ. 2 und 3 der Verfaſſungsurkun 
gelten entſprechend. 

8 9. 2 

Ein Rechtsausſchuß für das Gebiet des Landesſynodalverbandes Danzig wird nicht gehe 
Die Obliegenheiten des Rechtsausſchuſſes einer Kirchenprovinz werden im Falle des Art. 38 Abſ. 2 
Verfaſſungsurkunde vom Landeskirchenrat, im übrigen vom Konſiſtorium wahrgenommen. a 

§ 10. . 

Der Kirchenſenat kann dieſen Artikel uur mit Zuſtimmung der Landessynode ändern. Pr 


Werden Beſtimmungen dieſes Artikels oder Beſtimmungen des 3. Abſchnitts der Verfaſſun 
urkunde in ihrer Anwendung auf das Gebiet des Landesſynodalverbandes Danzig durch ein Kirchenge 4 


1 


= 


e . yes 
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betroffen, jo ift die beabſichtigte Neuregelung zunächſt dem Landeskirchenrat in Danzig mitzuteilen. Die 
Neuregelung erſtreckt ſich auch auf das Danziger Kirchengebiet, wenn nicht der Landeskirchenrat binnen 
2 Wochen nach der Mitteilung dem Kirchenſenat anzeigt, daß er die Anhörung der Landesſynode für 
erforderlich hält; er hat die Landesſynode zu dieſem Zweck einzuberufen, wenn es auch nur eins ſeiner 
Mitglieder verlangt. Außert ſich die Landesſyndde binnen 2 Monaten nach Mitteilung der Neuregelung 
an den Landeskirchenrat mit einer Mehrheit von / der Anweſenden gegen die Anderung, jo verbleibt 
es im Gebiete des Landesſynodalverbandes Danzig inſoweit bei den bisherigen Beſtimmungen. 
Wird $ 8 durch eine allgemeine Neuordnung der Zuſammenſetzung der Generalſynode betroffen, 
ſo wird das Danziger Sonderrecht bei Widerſpruch der Landesſynode vom Kirchenſenat unter Anhörung 
des Danziger Landeskirchenrats endgültig geregelt. a 


Bezu 1 monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b für den Staatsanzeiger 
für die Freie Stadt anzig Teil I 0,75 G, e) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt anzig Teil II 1,00 G. 
eſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt 1 an Für Beamte (fiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs 
preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
— — ————— ͥ́ HD 
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